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A EINLEITUNG  

1 Kurzdarstellung der Planung 

1.1 Ziele und Inhalte der Planung 

Der Gemeinderat von Herbertingen hat beschlossen, einen Bebauungsplan für ein Gebiet im Südos-

ten des Ortsteils Marbach zu entwickeln. Der Bebauungsplan mit Grünordnung „Kiesgrube“ sollte ge-

mäß §13b Abs. 1 Nr. 1 BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Nach dem Urteil des 

Bundesverwaltungsgerichtes zur Unanwendbarkeit des § 13b BauGB (Überplanung von Außenbe-

reichsflächen im beschleunigten Verfahren ohne Umweltprüfung) besteht nun nach Änderung des 

BauGB die Möglichkeit, Bauleitplanverfahren, die gemäß §13b BauGB begonnen wurden, unter An-

wendung der neuen Überleitungsvorschriften im § 215a BauGB abzuschließen. Im ergänzenden Ver-

fahren wird mittels des gegenständlichen Umweltberichtes eine Umweltprüfung durchgeführt um 

den Eingriff in Natur und Landschaft auszugleichen.  

Nach § 2 a Baugesetzbuch (BauGB) ist im Rahmen des Aufstellungsverfahrens der Bauleitplanung der 

Begründung zum Bebauungsplan ein eigenständiger Umweltbericht beizufügen. Dieser beschreibt 

und bewertet die im Rahmen der Umweltprüfung ermittelten, voraussichtlichen Umweltauswirkun-

gen des Bauvorhabens. Außerdem soll er Planungsalternativen anbieten und in Bezug auf die Um-

weltauswirkungen abwägen. Ferner sind Informationen darzustellen, die für das Planungsgebiet rele-

vant sind und z.B. in der Landes- oder Regionalplanung förmlich festgelegt wurden.  

Der Umweltbericht bildet einen selbständigen Bestandteil der Begründung und wird im Laufe des 

Planungsprozesses fortgeschrieben. Insbesondere sind die Ergebnisse aus der Öffentlichkeits- und 

Trägerbeteiligung diesbezüglich zu berücksichtigen. 

1.2 Angaben zu Standort und Umfang der Planung 

Auf den Grundtücken mit den Flurnummern 929/2*, 929/3*, 925* und 926* (*Teilfläche) der Gemar-

kung Marbach soll ein allgemeines Wohngebiet (WA) entwickelt werden, das eine Fläche von ca. 

2,12 ha einnimmt. Das geplante Wohnbaugebiet liegt am südöstlichen Ortsrand von Marbach auf ei-

ner ehemaligen Kiesabbaufläche, die bereits wiederverfüllt und rekultiviert wurde. Mit der Aufstel-

lung des Bebauungsplanes soll das mit Bescheid des Landratsamtes Sigmaringen (zuletzt geändert am 

25.11.2019) im Rekultivierungsziel festgelegte städtebauliche Entwicklungskonzept weiter konkreti-

siert und bauplanungsrechtlich umgesetzt werden und damit die Voraussetzungen für die Entwick-

lung von dringend erforderlichem Wohnraum geschaffen werden. Das neue Wohngebiet wird über 

die Kanzacher Straße (L 282), zwischen den Flurstücken mit den Nummern 99 und 930 (Hausnummer 

10 und 16), erschlossen.  
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1.3 Untersuchungsraum  

Naturräumlich liegt das Projektgebiet im Bereich der Donau-Ablach-Platten in der Großlandschaft der 

Donau-Iller-Lech-Platte. Diese naturräumliche Einheit ist durch die riss- und mindelzeitlichen Verei-

sungen des Rheingletschers geprägt, der dieses Altmoränenland modelliert hat. Eine Besonderheit 

der Donau-Ablach-Platten sind die zur Donau hin entwässernden Flüsse. 

Der Untersuchungsraum wurde so gewählt, dass alle potentiellen Auswirkungen auf die in Kapitel 3 

beschriebenen Schutzgüter erkannt werden können. Insbesondere zur Beurteilung der Auswirkungen 

auf das Landschaftsbild wurde ein ausreichend großer Umgriff um den Geltungsbereich gewählt (vgl. 

Kapitel B4.2). 

Der Geltungsbereich grenzt im Nordwesten an die bestehende Bebauung entlang der Kanzacher 

Straße an. Südwestlich des Plangebietes befindet sich eine Gehölzstruktur und bei der Grünfläche di-

rekt südlich des Geltungsbereichs handelt es sich ebenfalls um eine ehemalige Kiesgrube, die zwi-

schenzeitlich wiederverfüllt und rekultiviert wurde. Hinter einem Wall im Osten befindet sich die ak-

tive Kiesgrube der Fa. Beller. Das Plangebiet wird derzeit als Grünland genutzt. Im Zuge der Wieder-

verfüllung wurde das Gelände soweit angehoben, dass das Plangebiet in etwa auf gleicher Ebene wie 

die bestehende Bebauung liegt (ca. 577 m ü. NHN). Nach (Nord-)Osten und Süden hin steigt das Ge-

lände an, sodass das geplante Wohngebiet in einer Geländesenke, die sich nach Westen zum Altort 

hin öffnet, liegt. 

 

Abbildung 1:  Luftbild mit Darstellung des Geltungsbereiches 
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2 Darstellung der Fachpläne und Fachgesetze - Planungsgrundlagen 

Neben den allgemeinen gesetzlichen Grundlagen und Vorgaben wie dem Baugesetzbuch, den Natur-

schutzgesetzen des Bundes, der Boden-, Wasserschutz- und Abfallgesetzgebung sind bei der Aufstel-

lung des gegenständlichen Bebauungsplanes auch die fachlichen Vorgaben der übergeordneten Pla-

nungsebenen zu berücksichtigen. Dabei wurden im vorliegenden Fall in erster Linie die fachlichen 

Vorgaben des Landesentwicklungsplans 2002, des Regionalplanes Bodensee-Oberschwaben 2023 

und des Flächennutzungsplanes der Verwaltungsgemeinschaft Herbertingen – Bad Saulgau berück-

sichtigt. 

2.1 Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg 2002  

Der Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg (LEP) stellt das orientierende Leitbild für die räum-

liche Entwicklung in Baden-Württemberg dar. Entsprechend dem LEP liegt die Gemeinde Herbertin-

gen innerhalb der Region Bodensee-Oberschwaben und wird dem Mittelbereich Sigmaringen zuge-

ordnet. Hinsichtlich der Landesentwicklungsachsen nimmt der Standort, insbesondere durch die di-

rekte Anbindung über die L 282 an die B 32, in der Region eine relativ zentrale Lage ein und liegt da-

bei nahe der Landesentwicklungsachsen zwischen den Mittelzentren Sigmaringen, Riedlingen und 

Bad Saulgau. 

Die Gemeinde Herbertingen ist laut LEP der Raumkategorie „Ländlicher Raum im engeren Sinne“ zu-

geordnet. Diese Gebietskategorie ist im LEP definiert als „großflächige Gebiete mit zumeist deutlich 

unterdurchschnittlicher Siedlungsverdichtung und hohem Freiraumanteil“ (LEP 2.1.1).  

Für den ländlichen Raum und die gegenständliche Planung benennt das LEP darüber hinaus die fol-

genden relevanten Ziele (Z) und Grundsätze (G): 

Raumstruktur 

- Plansatz 2.1.1 (G): Den besonderen raumordnerischen Erfordernissen der unterschiedlich struktu-

rierten Räume des Landes soll durch spezifische Zielsetzung Rechnung getragen werden. 

- Plansatz 2.1.1 (Z): Entsprechend den siedlungsstrukturellen Gegebenheiten werden hierzu fol-

gende Raumkategorien ausgewiesen: […] Ländlicher Raum im engeren Sinne als großflächige Ge-

biete mit zumeist deutlich unterdurchschnittlicher Siedlungsverdichtung und hohem Freirauman-

teil. 

- Plansatz 2.4.1 (G): Der Ländliche Raum ist als Lebens- und Wirtschaftsraum mit eigenständiger 

Bedeutung zu stärken und so weiterzuentwickeln, dass sich seine Teilräume funktional ergänzen 

und seine landschaftliche Vielfalt und kulturelle Eigenart bewahrt bleiben. Günstige Wohnstand-

ortbedingungen sollen gesichert und Ressourcen schonend genutzt sowie ausreichende und at-

traktive Arbeitsplatz-, Bildungs- und Versorgungsangebote wohnortnah bereitgestellt werden. 

- Plansatz 2.4.3 (G): Der Ländliche Raum im engeren Sinne ist so zu entwickeln, dass günstige 

Wohnstandortbedingungen Ressourcen schonend genutzt, ausreichende und attraktive 
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Arbeitsplatz-, Bildungs- und Versorgungsangebote in angemessener Nähe zum Wohnort bereit-

gehalten, der agrar- und wirtschaftsstrukturelle Wandel sozial verträglich bewältigt und großflä-

chige, funktionsfähige Freiräume gesichert werden. 

- Plansatz 2.4.3.1 (G): Die durch hohe Erholungs-, Freizeit- und Umweltqualität vielerorts gegebe-

nen günstigen Wohnstandortbedingungen sind zu sichern, für die weitere Siedlungsentwicklung 

flächensparend, orts- und landschaftsgerecht zu nutzen und im Standortwettbewerb als Vorteil 

gezielt einzusetzen. 

- Plansatz 2.4.3.7 (G): Großflächige Freiräume sollen als Grundlage für eine leistungsfähige und 

ihre Funktionen erfüllende Land- und Forstwirtschaft erhalten werden; Flächen mit land- oder 

forstwirtschaftlich gut geeigneten Böden sind zu sichern. 

Siedlungsentwicklung und Flächenvorsorge 

- Plansatz 3.1.6 (Z): Die Siedlungsentwicklung ist durch kleinräumige Zuordnungen von Raumnut-

zungen, insbesondere der Funktionen Wohnen und Arbeiten, so zu gestalten, dass verkehrsbe-

dingte Belastungen zurückgehen und zusätzlicher motorisierter Verkehr möglichst vermieden 

wird. 

- Plansatz 3.1.7 (G): Flächenausweisungen für Wohnungsbau und Arbeitsstätten sollen verstärkt 

Belangen der Nachhaltigkeit Rechnung tragen, insbesondere durch Nutzung von Entsiegelungs-

potenzialen und von Möglichkeiten zur Energieeinsparung, zur aktiven und passiven Sonnenener-

gienutzung und zum Einsatz nachwachsender Rohstoffe. 

- Plansatz 3.1.9 (Z): Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig am Bestand auszurichten. 

- Plansatz 3.2.4 (G): Baumaßnahmen sollen sich hinsichtlich Art und Umfang in die Siedlungsstruk-

tur und die Landschaft einfügen. Auf Flächen sparende Siedlungs- und Erschließungsformen und 

ein belastungsarmes Wohnumfeld ist zu achten. 

Freiraumsicherung, Freiraumnutzung 

- Plansatz 5.3.2 (Z): Die für eine land- und forstwirtschaftliche Nutzung gut geeigneten Böden und 

Standorte, die eine ökonomisch und ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, sollen als 

zentrale Produktionsgrundlage geschont werden; sie dürfen nur in unabweisbar notwendigem 

Umfang für andere Nutzungen vorgesehen werden. Die Bodengüte ist dauerhaft zu bewahren. 

Die Ausweisung des Geltungsbereiches als Wohngebiet inkl. Erschließung und Eingrünung auf einer 

Fläche von rd. 2,12 ha mit direkter Anbindung und Eingliederung in die bestehenden Strukturen ist 

hinsichtlich der Anforderungen des LEP als grundsätzlich geeignet zu betrachten. Die Planung ist in 

der Lage, die aufgeführten Ziele und Grundsätze zu erfüllen, erhebliche Zielkonflikte ergeben sich 

nicht. 
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2.2 Regionalplan Bodensee-Oberschwaben 2023 

Im neuen Regionalplan der Region Bodensee-Oberschwaben, der am 25.06.2021 von der Verbands-

versammlung als Satzung beschlossen wurde und am 06.09.2023 seitens des Ministeriums für Lan-

desentwicklung und Wohnen als oberste Raumordnungs- und Landesplanungsbehörde genehmigt 

wurde, ist die Gemeinde Herbertingen dem ländlichen Raum im engeren Sinne zugeordnet aber hat 

den Status eines Kleinzentrums behalten. Die Gesamtfortschreibung des Regionalplans Bodensee-

Oberschwaben wurde am 24.11.2023 öffentlich bekannt gemacht. 

Der Regionalplan formuliert u. a. folgende Ziele (Z) und Grundsätze (G):  

G (2): Der Ländliche Raum soll so entwickelt werden, dass günstige Wohnstandortbedingungen 

ressourcenschonend genutzt, ausreichende und attraktive Arbeitsplatz-, Bildungs- und 

Versorgungsangebote in angemessener Nähe zum Wohnort bereitgehalten, der agrar- und 

wirtschaftsstrukturelle Wandel sozial verträglich bewältigt und großflächige, funktionsfähige 

Freiräume gesichert werden. 

Z (2): Die Unterzentren sind als Standorte von Einrichtungen und Arbeitsplätzen so zu entwickeln, dass 

sie auch den qualifizierten, häufig wiederkehrenden Bedarf ihres Verflechtungsbereichs der 

Grundversorgung decken können. 

Siedlungsentwicklung 

Z (2): Die Flächeninanspruchnahme ist durch die Aktivierung innerörtlicher Potenziale (Baulücken / 

Nachverdichtung, Brach- / Konversionsflächen, Flächenrecycling) sowie durch eine flächeneffiziente 

Nutzung und angemessen verdichtete Bauweise zu verringern. 

Um die Funktionen eines Kleinzentrums zu erfüllen, ist unter anderem die Schaffung von Wohnraum 

für die zunehmende Bevölkerungszahl notwendig, was Ziel des vorliegenden Bebauungsplanes ist. Im 

Untersuchungsraum stehen auf regionalplanerischer Ebene keine anderen Ziele dem geplanten Vor-

haben entgegen.  

Die Raumnutzungskarte zeigt, dass sich das Plangebiet mit der nachrichtlichen Darstellung „Gebiet 

zum Rohstoffabbau, im Abbau“ überlagert und weiter südöstlich ein Vorranggebiet für den Rohstoff-

abbau und ein Vorranggebiet für die Sicherung von Rohstoffabbau liegt. Da die Rekultivierung im 

Plangebiet vollständig abgeschlossen ist, besteht diesbezüglich jedoch kein Wiederspruch hinsichtlich 

der Ziele des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben. 
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Abbildung 2:  Ausschnitt Raumnutzungskarte Bodensee-Oberschwaben (Stand: 30.10.2023)  

2.3 Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Herbertingen – Bad 

Saulgau 

Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Herbertingen – Bad Saulgau, In 

Kraft getreten am 25.08.2011 ist der Geltungsbereich als Fläche für die Landwirtschaft und Abgra-

bungsgebiet für den Gewinn von mineralischen Rohstoffvorkommen dargestellt. 

Die gegenständliche Planung stimmt somit nicht mir den Vorgaben des Flächennutzungsplanes über-

ein. Da jedoch bereits im Rekultivierungskonzept der Kiesabbaugenehmigung eine Wohngebietsent-

wicklung geplant und somit der Gemeinde lange bekannt war, besteht kein Konflikt zu den aktuellen 

Planungen der Verwaltungsgemeinschaft. Auf eine parallele Änderung des Flächennutzungsplans 

wird verzichtet, es findet zu gegebenem Zeitpunkt eine Berichtigung statt. 
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Abbildung 3: Ausschnitt aus dem rechtsgültigen Flächennutzungsplan der VG Herbertingen – Bad Saulgau (2011) 

2.4 Rechtsgrundlagen und deren Berücksichtigung in der Planung  

Neben den Aussagen der übergeordneten und kommunalen Planungsvorgaben sind im Zuge der ge-

genständlichen Planung auch klassische Rechtsgrundlagen aus Bundes- und Landesgesetzen zu be-

rücksichtigen. Dies geschieht im Umweltbericht in den jeweiligen Kapiteln zu den Schutzgütern, in 

denen auch entsprechende Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen formuliert sind. Für das ak-

tuelle Vorhaben sind dabei für die verschiedenen Schutzgüter des Umweltrechts vor allem die folgen-

den Rechtsgrundlagen in ihrer jeweils aktuellsten Fassung von Belang bzw. werden im Zuge der Erar-

beitung der gegenständlichen Planung berücksichtigt:  

Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit 

- §§ 1 u. 3 BImSchG, § 1 (6) BauGB: Schutz des Menschen vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

- § 1 (6) BauGB: Berücksichtigung der sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung sowie 

Belange der Erholung  

- § 1 (6) BauGB: Vermeidung von Emissionen sowie sachgerechter Umgang mit Abfällen und Ab-

wässern  

- § 1 (6) BauGB: Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von 

Energie  

- Bemessungsgrundlage: Orientierungswerte der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) 
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Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

- §§ 13 - 15 BNatSchG: Vermeidung/Ausgleich/Ersatz von erheblichen Beeinträchtigungen/ Eingrif-

fen von Natur und Landschaft  

- § 1 (6) BauGB, § 1 BNatSchG: Schutz von biologischer Vielfalt sowie Tier- und Pflanzenpopulatio-

nen  

- § 1 (6) BauGB, § 2 BNatSchG: Schutz der Natura 2000-Gebiete  

- § 44 BNatSchG: Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 

- §§ 23 - 30 BNatSchG: Ziele und Vorgaben der geschützten Teile von Natur und Landschaft: Natur-

schutzgebiet, Nationalpark, Biosphärenreservat, Landschaftsschutzgebiet, Naturpark, Naturdenk-

mal, geschützter Landschaftsbestandteil, gesetzlich geschützte Biotope  

Schutzgut Fläche 

- §§ 1 u. 4 BBodSchG, § 1a (2) BauGB: Sparsamer Umgang mit Grund und Boden  

- Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 2021: Reduzierung der Flächenneuinanspruch-

nahme auf 30 ha pro Tag bis 2030  

Schutzgut Boden und Geomorphologie 

- §§ 1 u. 4 BBodSchG, § 1a (2) BauGB: Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden  

- §§ 1 u. 2 BBodSchG: Erhalt von natürlichen Bodenfunktionen sowie der Funktion als Archiv der 

Natur- und Kulturgeschichte  

Schutzgut Wasser (Grund- und Oberflächenwasser) 

- § 1 WHG: Sichern der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts und als Lebensraum für Tiere 

und Pflanzen  

- § 6 (1) WHG: Erhalt der Funktions- und Leistungsfähigkeit sowie Schutz vor nachteiligen Verände-

rungen der Gewässereigenschaften 

- § 12 (5) WG: Erhalt der Grundwasserneubildung 

- § 1 (3) BNatSchG: Erhalt der natürlichen oder naturnahe Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen 

und sonstigen Rückhalteflächen  

- § 55 WHG: Verpflichtung zur Abwasserbeseitigung und zur Versickerung von Niederschlagswas-

ser 

- § 67 WHG: Erhalt des natürlichen Zustands von Gewässern beim Gewässerausbau 
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Schutzgut Luft und Klima 

- §§ 1 (6) u. 1a (5) BauGB, § 1 (3) BNatSchG: Schutz von Flächen mit bioklimatischen und / oder 

lufthygienischen Funktionen 

- § 1a (5) BauGB: Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch solche, die der An-

passung an den Klimawandel dienen 

- § 1 Abs. 6 BauGB: Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 

Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der EU festgelegten Immissionsgrenzwerte 

nicht überschritten werden 

- Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 2021: Reduzierung der Treibhausgasemissionen 

um mind. 40 % bis 2020 und mind. 55 % bis 2030 gegenüber 1990; Erreichen der Treibhausgas-

neutralität bis 2050 

Schutzgut Landschaft 

- §§ 1 (6) u. 1a (3) BauGB: Berücksichtigung des Landschaftsbildes  

- § 1 (4) BNatSchG: Erhalt von Naturlandschaften und historisch gewachsenen Kulturlandschaften 

zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswerts  

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

- § 1 (5) BauGB: Nachhaltige städtebauliche Entwicklung  

- § 1 (6) BauGB: Berücksichtigung der Belange von Baukultur, Denkmalschutz und Denkmalpflege  

- §§ 1, 2, 6 u. 8 DSchG: Schutz/Erhalt der Kulturdenkmale  

B BESTANDSSITUATION UND AUSWIRKUNGSPROGNOSE 

3 Bestandssituation und Auswirkungsprognose  

Ziel der Bestandserfassung, -beschreibung und -bewertung ist es, die aktuelle Umweltsituation dar-

zustellen und die Leistungs- und Funktionsfähigkeit sowie die Empfindlichkeit des Untersuchungsrau-

mes zu ermitteln. In den Bewertungen der Auswirkungsintensitäten sind die jeweiligen schutzgutre-

levanten Vorbelastungen berücksichtigt. Grundsätzlich erfolgen die Bestandsbewertung sowie die 

Bewertung der Auswirkungen verbal argumentativ mithilfe einer vierstufigen Skala (gering, mittel, 

hoch, sehr hoch). 

Nachfolgend werden die Umweltauswirkungen differenziert für die einzelnen Schutzgüter nach dem 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) erfasst, beschrieben und bewertet. Für die 

Beurteilung der Umweltauswirkungen des Vorhabens wurde der Wirkraum so erweitert und abge-

grenzt, dass alle potenziellen Auswirkungen - auch jene, die über das Plangebiet hinaus wirken – 
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erkannt und bewertet werden können. Insbesondere zur Beurteilung der Auswirkungen auf das 

Landschaftsbild wurde ein ausreichend großer Umgriff um das Planungsgebiet gewählt.  

Die Bestandsaufnahme sowie die Prognose und Bewertung der Umweltauswirkungen bei Durchfüh-

rung der Planung erfolgt für die Schutzgüter des Umweltrechts nach folgender Gliederung: 

- Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit 

- Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

- Schutzgut Fläche 

- Schutzgut Boden 

- Schutzgut Wasser (Grund- und Oberflächenwasser) 

- Schutzgut Luft und Klima 

- Schutzgut Landschaft 

- Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

- Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. 

Die methodische Vorgehensweise bei der Bearbeitung, die neben dem Bestand und den Auswir-

kungsprognosen auch die denkbaren Auswirkungen bei Nichtdurchführung der Planung behandelt, 

wird in Kapitel 3.14 und C6 (Methodik und technische Verfahren) des gegenständlichen Umweltbe-

richts detailliert dargestellt. 

3.1 Schutzgut Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit  

Unter dem Schutzgut „Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit“ werden die Wohn-, Sied-

lungs- und Erholungsräume untersucht. Bei Beeinträchtigungen dieser Kriterien ist der Mensch am 

meisten betroffen. Weiterhin werden ebenfalls Aspekte behandelt, die für die Anwohner und Unter-

lieger von Bedeutung sind und ggf. ihre Gesundheit beeinträchtigen können, wie z. B. die Lärmbelas-

tung. Faktoren wie die Luftqualität und das Landschaftsbild (u.a. Sichtbeziehungen) werden unter 

den entsprechenden Schutzgütern abgehandelt (siehe Kapitel 3.6 und 3.7). 

3.1.1 Bestandssituation 

Der Geltungsbereich umfasst einen Teil der ehemaligen Kiesgrube, die wiederverfüllt und rekultiviert 

wurde und liegt im direkten Anschluss an den Siedlungsbereich von Marbach. Die Fläche wurde nach 

der Verfüllung (kein Oberbodenauftrag, nur Abraum) der Sukzession überlassen und hat sich zwi-

schenzeitlich selbst begrünt. Das gesamte Gebiet ist nach Nordosten, Osten und Südwesten durch 

Böschungen / Wälle begrenzt und liegt in einer Senke. Die südwestliche Böschung ist mit einem Feld-

gehölz bestanden, das als Offenlandbiotop kartiert ist. Zudem befindet sich direkt westlich des Gel-

tungsbereichs ein kleiner Kiesweiher, der ebenfalls in der amtlichen Biotopkartierung erfasst ist. Der 

Freizeit- und Erholungswert ist aufgrund fehlender Wegeverbindungen und Verweilmöglichkeiten 

innerhalb des Plangebietes relativ gering. Bedeutende Sichtbeziehungen bestehen nicht.  
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Die in unmittelbarer Nähe bestehende Kiesgrube stellt eine deutliche Vorbelastung dar. Diese wurde 

im Rahmen von Fachgutachten (Schalltechnische Untersuchung, em plan, Augsburg 28.07.2023 und 

Lufthygienische Untersuchung, em plan, Augsburg, 23.07.2023) überprüft. 

Somit kann der Wohn-, Erholungs- und Gesundheitsfunktion im Bestand eine geringe Bedeutung bei-

gemessen werden. 

3.1.2 Auswirkungen bei Durchführung der Planung  

Baubedingte Auswirkungen 

Temporäre Beeinträchtigungen durch Baulärm sind grundsätzlich nicht auszuschließen. Die Auswir-

kungsintensität wird jedoch nicht über die üblichen, unvermeidbaren Baulärmemissionen hinausge-

hen und ist aufgrund des vorübergehenden Charakters als gering zu bewerten. An dieser Stelle sei 

auch darauf hingewiesen, dass die Bauherren und Baufirmen an die geltenden Gesetze und Regelun-

gen zum Lärmschutz gebunden sind, Nacht- und Sonntagsarbeiten also nicht anzunehmen sind. Die 

Wohnfunktion in den westlich des Geltungsbereiches bereits bestehenden Wohngebäuden wird 

durch die gegenständliche Planung, bis auf die geänderten Sichtbeziehungen nach Osten, nicht we-

sentlich beeinträchtigt. Die baubedingten Auswirkungen werden insgesamt mit gering bewertet. 

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Die mit der Nutzung des Plangebiets als Wohngebiet verbundenen Lärmemissionen im Sinne von an-

lage- und betriebsbedingten Beeinträchtigungen beschränken sich im Wesentlichen auf die Lärmbe-

lastungen durch das neu hinzukommende Verkehrsaufkommen sowie die grundsätzlich mit einer 

normalen Wohnnutzung verbundenen Lärmemissionen (Rasenmäher, Freizeitlärm, etc.). Diese zu-

sätzlichen Lärmbelastungen sind jedoch als nicht erheblich einzustufen. Da die Erschließung von be-

reits bestehenden Straßen (von Norden über die Kanzacher Straße) erfolgt, sind keine unverhältnis-

mäßigen, verkehrsbedingten Beeinträchtigungen bei den Anwohnern zu erwarten. Im Osten entlang 

der Böschung und in Richtung Westen (nördlich des Kiesweihers) sollen Fußwegeverbindungen inner-

halb des Plangebietes entstehen. Der im Osten geplante Weg dient vor allem der Pflege der Bö-

schung, die das Gebiet in Richtung der bestehenden Kiesgrube abschirmt und begrenzt. 

Die in unmittelbarer Nähe bestehende Kiesgrube stellt eine deutliche Vorbelastung dar. Anhand von 

Fachgutachten (Schalltechnische Untersuchung, em plan, Augsburg 28.07.2023 und Lufthygienische 

Untersuchung, em plan, Augsburg, 23.07.2023) wird jedoch nachgewiesen, dass die Schutzanforde-

rungen der TA Lärm und der TA Luft für Allgemeine Wohngebiete eingehalten werden. Nähere Aus-

führungen dazu sind den genannten Gutachten oder auch der Begründung zum Bebauungsplan zu 

entnehmen. 

Der Geltungsbereich wird nach Südwesten und Süden durch eine Ausgleichsfläche und grünordneri-

sche Maßnahmen eingefasst. Zudem erfolgt eine Begrünung entlang der Erschließungsstraße im Nor-

den. Durch diese Maßnahmen und die genannten, bereits bestehenden Böschungen / Wälle wird die 
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geplante Bebauung nur aus Richtung Westen von den Anwohnern entlang der Kanzacher Straße / 

Moosheimer Straße aus wahrnehmbar sein. 

Die anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen werden mit mittel bewertet. 

Zusammenfassung 

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch und die menschliche Gesundheit werden als gering-mit-

tel bewertet. 

3.2 Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt  

Das Schutzgut „Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt“ umfasst nach dem Umweltverträglich-

keitsprüfungsgesetz (UVPG) die Auswirkungen auf Flora und Fauna. Dabei müssen auch größere, öko-

logische Zusammenhänge betrachtet werden – so können einzelne Vegetationsstrukturen auch als 

Leitlinien für bestimmte Artgruppen (z.B. Vögel, Fledermäuse) dienen, oder kleinere Biotopbereiche 

als „Trittsteinbiotope“ bestimmten Artgruppen ermöglichen, von einem Biotopbereich in einen ande-

ren zu migrieren und so Populationen miteinander zu verbinden.   

Die Bewertung des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt ergibt sich aus der aktuel-

len Nutzungsstruktur und der damit verbundenen Eignung als (potentieller) Lebensraum für verschie-

dene Pflanzen- und Tierarten unter Berücksichtigung der vorhandenen Vorbelastungen. Darüber hin-

aus gehen in die nachfolgenden Bewertungen die amtlich kartierten Biotope sowie die festgelegten 

Kernflächen, Kernräume und Suchräume der Biotopverbundplanung des Landes Baden-Württemberg 

ein. 

3.2.1 Bestandssituation 

Das Plangebiet gehört zur Naturraum-Haupteinheit Donau-Iller-Lech-Platten (Nr. 4), welche die wäh-

rend der letzten Kaltzeit (Würmeiszeit) nicht vergletscherten Teil des Alpenvorlandes umfasst. Das 

Plangebiet liegt im Naturraum Donau-Ablach-Platten (Nr. 40), einer Altmoränenlandschaft, die durch 

die riss- und mindelzeitlichen Vereisungen des Rheingletschers geprägt ist. Es handelt sich somit um 

ein leicht welliges Hügelland, das durch Gletscherbecken, Schmelzwasserrinnen und Drumlins ge-

formt wurde.  

Die potentiell natürliche Vegetation im Untersuchungsgebiet ist Hainsimsen-Buchenwald im Über-

gang zu und / oder Wechsel mit Waldmeister-Buchenwald (jeweils verbreitet Ausbildungen mit Fri-

sche- und Feuchtezeigern); örtlich Eichen-Eschen-Hainbuchen-Feuchtwald oder Eschen-Erlen-Sumpf-

wald.  

Durch die Wiederverfüllung wurde das Gelände soweit angehoben, dass das Plangebiet in etwa auf 

gleicher Ebene wie die angrenzende bestehende Bebauung liegt (ca. 577 m ü. NHN).  

Im Norden grenzt das Plangebiet an eine Baumhecke mittleren Alters mit Birken, Kirsche, Weiden 

und Ahorn. Diese muss im Rahmen der geplanten Wohnbebauung teilweise gerodet werden. Bei der 
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Rodung sind die allgemeinen Schutzzeiten des § 39 BNatschG (1. März bis 30 September) zu beach-

ten. Die unvermeidlichen Rodungen werden durch die grünordnerischen Festsetzungen innerhalb 

des Plangebiets wieder ersetzt.  

Das Gelände wurde gemäß dem Rekultivierungskonzept der Kiesgrube unter Berücksichtigung der 

naturschutz- und baurechtlichen Genehmigungen, zuletzt geändert mit Bescheid vom 25.11.2019 be-

reits für eine Wohnbebauung vorbereitet, d. h. es wurde mit Abraum verfüllt, jedoch kein Oberboden 

aufgetragen. Durch Sukzession hat sich die Fläche mittlerweile selbst begrünt und wird derzeit als ex-

tensives Grünland genutzt. 

Südlich des Geltungsbereiches befindet sich eine ökologische Vorrangfläche (öVF), die als Extensiv-

grünland genutzt wird mit einer blütenreichen Saatgutmischung eingesät ist (Stand: 2022). Westlich 

des Plangebietes liegen die geschützten Biotopflächen „Feldgehölz hinter der Kirche“ (Nr. 

179224370803) und „Kiesweiher am Südrand von Marbach“ (Nr. 179224376511). Die „Feldgehölze 

hinter der Kirche“ liegen außerdem innerhalb des landesweiten Biotopverbunds trockener Standorte 

(Kernfläche in ca. 20 - 40 m Entfernung). Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine nach 

Bundes- oder Landesrecht ausgewiesenen Schutzgebiete wie z.B. Waldschutzgebiete, Landschafts-

schutzgebiete, Naturdenkmale oder Naturschutzgebiete. Auch finden sich keine Natura-2000-Ge-

biete, die nach europäischem Recht nach der Fauna-Flora-Habitat- (FFH) Richtlinie, bzw. der Vogel-

schutzrichtline („Europäische Vogelschutzgebiete“ und „Besondere Schutzgebiete“) geschützt sind. 

Das Plangebiet liegt auch außerhalb des Naturparks „Obere Donau“. 

Eine Nutzung der Flächen als Schafweide konnte im Jahr 2022 nicht festgestellt werden. Der Schilf-

saum um den Weiher war abweichend von den Erhebungen im Jahr 2022 dementsprechend breit 

und geschlossen. 

 

Abbildung 4:  Lage des geplanten Baugebietes und benachbarte Biotopflächen „Feldgehölz hinter der Kirche“ (Nr. 

179224370803) und „Kiesweiher am Südrand von Marbach“ (Nr. 179224376511) 
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Im Zielartenkonzept sind folgende Arten, bzw. Artgruppen aufgelistet die gleichzeitig im Anhang IV 

der FFH-Richtlinie oder in der Vogelschutzrichtlinie aufgeführt sind (vgl. Anhang 1): 

Mehrere Brutvogelarten (Grauammer, Weißstorch, Rebhuhn, Rotmilan, Kuckuck), mehrere Fleder-

mausarten (Bechsteinfledermaus, Fransenfledermaus, Wasserfledermaus, Kleine Bartfledermaus, 

Großes Mausohr, Mückenfledermaus, Zwergfledermaus, Rauhautfledermaus, Breitflügelfledermaus, 

Kleiner Abendsegler, Großer Abendsegler, Braunes Langohr), Haselmaus, Zauneidechse, Nachtker-

zenschwärmer, 

In den Jahren 2021 und 2022 fanden artenschutzrechtliche Kartierungen statt, deren Ergebnisse in 

einem naturschutzfachlichen Gutachten und einer artenschutzrechtlichen Beurteilung zusammenge-

fasst wurden. Die saP, LARS consult GmbH, Stand 07.02.2023 wird als Anlage dem Bebauungsplan 

beigefügt. 

Fledermäuse: Die akustische Erfassung der Fledermäuse ergab Nachweise sieben verschiedener Fle-

dermausarten bzw. Artengruppen. Ein Teil der Aufnahmen konnte aufgrund der großen Überlap-

pungsbereiche der Frequenzbereiche nicht bis auf Artniveau, sondern nur bis zur Artengruppe be-

stimmt werden. In Tabelle 1 sind die potenziell vorkommenden Arten innerhalb dieser Artengruppen 

kursiv dargestellt. 

Tabelle 1: Im Geltungsbereich nachgewiesene Fledermausarten (potenziell vorkommende bzw. nicht 

sicher unterscheidbare Arten kursiv) 

Artengruppen/Art RL BW RLD 

Rufgruppe Pipistrelloid: 

Zwergfledermaus 

Mückenfledermaus 

Rauhautfledermaus/ 

Weißrandfledermaus 

 

3 

G 

i 

D 

 

* 

* 

* 

* 

Rufgruppe Myotis: 

Großes Mausohr 

Fransenfledermaus 

Wasserfledermaus 

Kleine Bartfledermaus/ 

Große Bartfledermaus 

 

2 

2 

3 

3 

1 

 

* 

* 

* 

* 

* 

Rufgruppe Plecotus: 

Braunes Langohr/ 

Graues Langohr 

 

3 

1 

 

3 

1 

Rufgruppe Nyctaloid:   
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Artengruppen/Art RL BW RLD 

Großer Abendsegler 

Kleiner Abendsegler 

Breitflügelfledermaus 

Nordfledermaus 

Zweifarbfledermaus 

i 

2 

2 

2 

i 

V 

D 

3 

3 

D 

Legende: * = nicht gefährdet, 0 = ausgestorben oder verschollen, 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefährdet, 

3 = gefährdet, i = gefährdete wandernde Tierart, V = Arten der Vorwarnliste; G = Gefährdung anzunehmen, D = Daten 

unzureichend 

 

Bei den Detektorbegehungen wurden sehr vereinzelt Aktivitäten – ausschließlich von der Zwergfle-

dermaus - aufgezeichnet (Abbildung 5). Hinweise auf bedeutsame Jagdgebiete bzw. essenzielle Jagd-

habitate ergaben sich innerhalb des Geltungsbereiches nicht. 

 

 

Abbildung 5: Einzelne Rufnachweise der Zwergfledermaus bei den Detektorbegehungen 
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Die Dauererfassungsgeräte zeichneten zwar regelmäßiger, aber ebenfalls geringe Aktivitäten von Fle-

dermäusen auf. Die Gruppe der Langohren (Plecotus) ist dabei auffällig stetig vertreten, was für diese 

leise rufende Fledermausgattung ungewöhnlich ist. Es ist dementsprechend davon auszugehen, dass 

es im direkten Umfeld des Geltungsbereiches Quartiere dieser Arten gibt und die umliegenden Ge-

hölze eine Bedeutung als Jagdgebiet für Langohren haben. 

Vögel: Im näheren Umfeld des geplanten Vorhabens wurden insgesamt 41 Vogelarten beobachtet, 

welche die Gehölze, Staudenfluren und Rohbodenstandorte zum Teil intensiv zur Nahrungssuche und 

zur Brut nutzen. Es handelt sich überwiegend um sogenannte „Allerweltarten“, die aufgrund ihrer 

Häufigkeit und Anpassungsfähigkeit nicht planungsrelevant sind. Das Vorhaben liegt innerhalb der 

Effektdistanz je eines Brutpaares des Neuntöters und der Goldammer (Abbildung 6). Der angren-

zende Lärmschutzwall sowie die südlich angrenzende ökogische Vorrangfläche (s. Abbildung 6) haben 

außerdem durch ihre vielfältige, lückige Vegetation eine hohe Bedeutung als Nahrungsfläche für die 

o.g. samenfressenden Vogelarten, die hier regelmäßig in Trupps bei der Nahrungssuche gesichtet 

wurden. Brutreviere dieser Arten liegen zum Teil im räumlichen Zusammenhang zu diesen Nahrungs-

flächen (im Bereich des Biotops Nr. „Feldgehölz hinter der Kirche“ (Nr. 179224370803). 

 

Abbildung 6: Revierzentren der nachgewiesenen, planungsrelevanten Brutvogelarten 
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Reptilien und Amphibien: Bei der Reptilienkartierung wurden einige Exemplare der Zauneidechse in 

den Hangbereichen südwestlich des Geltungsbereiches beobachtet (Abbildung 7). Es handelte sich 

um drei juvenile Tiere und ein erwachsenes Weibchen. 

 

Abbildung 7: Einzelnachweise von Zauneidechsen, Kreuzkröten und Erdkröten 

Im „Kiesweiher am Südrand von Marbach“ (Biotop-Nr. 179224376511) wurden Mitte Mai 2022 zahl-

reiche Larven der Erdkröten gefunden. Ende Mai wurden südlich und westlich des Geltungsbereiches 

rufende Kreuzkröten und zahlreiche Kreuzkrötenlarven gefunden. Kreuzkrötenrufe wurden aus-

schließlich aus südlicher und südöstlicher Richtung – aus dem Bereich des Kieswerkes – wahrgenom-

men. Innerhalb des Geltungsbereiches bildeten sich zwar zeitweise Pfützen im Bereich des ehemali-

gen Lagerplatzes, diese wurden aber nicht von der Kreuzkröte, Gelbbauchunken oder dem Laub-

frosch etc. besiedelt. Rufe von Grünfröschen oder anderen Amphibienarten sowie Wanderbewegun-

gen wurden im Geltungsbereich festgestellt. 

Im Geltungsbereich wurden keine Lebensräume planungsrelevanter Arten nachgewiesen, sodass 

dem Vorhaben aus artenschutzfachlicher Sicht grundsätzlich nichts entgegensteht. Dennoch dient die 

Fläche unterschiedlichen Arten als Nahrungshabitat. 

Das Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt wird deshalb im Bestand mit mittel-hoch 

bewertet.  
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3.2.2 Auswirkungen bei Durchführung der Planung  

Baubedingte Auswirkungen 

Im Zuge der Baumaßnahmen wird es bei der Baufeldfreimachung zur Entfernung des durch Sukzes-

sion entstandenen Grünlandes kommen. Für verschiedene Artgruppen kommt es daher zu einem ge-

wissen Verlust an Lebensraum / Nahrungshabitaten. Damit sind als unmittelbarste baubedingte Aus-

wirkung des geplanten Projektes die Überbauung und der damit verbundene Verlust der Vegetati-

onsbestände innerhalb des Projektgebietes zu nennen. Um die Auswirkungen abschätzen zu können, 

wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) durchgeführt, die zu folgenden Ergebnissen 

kam: 

Die Siedlungsgrenze verlagert sich durch das geplante Vorhaben nach Süden und somit näher an die 

bestehenden Brutreviere des Neuntöters und der Goldammer heran. Dadurch ist mit Beeinträchti-

gungen in Form von visuellen und akustischen Störungen zu rechnen, welche diese Arten zur Aufgabe 

ihrer aktuellen Brutreviere veranlassen können. Ein Verlust von Lebensstätten i. S. v. § 44 BNatSchG 

Abs. 1 Nr. 3 ist daher anzunehmen und in vorgezogener Form auszugleichen (CEF1). 

Im Norden und Osten grenzt der Geltungsbereich unmittelbar an Gehölze, die von allgemein häufi-

gen Vogelarten zur Brut genutzt werden. Bauarbeiten und die damit verbundenen visuellen und 

akustischen Störungen in unmittelbarere Nähe dieser Gehölze und des Lärmschutzwalls (Brutreviere 

des Neuntöters und der Goldammer) können während der Brutzeit zur Brutaufgabe und somit zur 

Tötung von Individuen bzw. Entwicklungsstadien führen (§ 44 BNatSchG Abs. 1 Nr. 1). Diese Beein-

trächtigungen sind zu vermeiden (V1). 

Bei der Erschließung, der Baufeldfreimachung und dem Bau von Wohngebäuden entstehen Rohbo-

denstandorte, Wasseransammlungen und Ruderalflächen, die ggf. von der Zauneidechse, der Kreuz-

kröte und anderen pionierbesiedelnden Arten besiedelt werden können. Ein Einwandern und die dar-

aus resultierende mögliche Tötung von Individuen (§ 44 BNatSchG Abs. 1 Nr. 1) durch Erd- und Fahr-

zeugbewegungen ist durch die Errichtung eines Reptilien- und Amphibienschutzzauns zu vermeiden 

(V2). 

Um Beeinträchtigungen der vorkommenden Fledermäuse, insbesondere lichtscheuen Arten wie die 

nachgewiesene Gattung der Langohren sowie Insekten zu vermeiden, ist das Beleuchtungskonzept 

anzupassen (V3). 

Der östlich gelegene Lärmschutzwall, die ökologische Vorrangfläche im Süden und die Biotopflächen 

im Westen werden von Singvögeln intensiv zur Nahrungssuche und zur Brut genutzt, was ein hohes 

Aufkommen dieser teils gefährdeten Arten und regelmäßige Transferflüge durch das geplante Wohn-

gebiet im Umfeld des Geltungsbereiches nach sich zieht. An großen Glasfronten- und fassaden, frei-

stehenden Glaskörpern sowie Eckverglasungen kann es durch die Spiegelung von Vegetation ver-

mehrt zu Kollision dieser Arten mit Glasscheiben kommen. Übermäßiger Vogelschlag ist durch geeig-

nete Maßnahmen zu vermeiden (V4). 
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Die Funktion der ökologischen Vorrangfläche im Süden des Geltungsbereiches als Nahrungsfläche für 

samenfressende Brutvogelarten (insb. Goldammer, Bluthänfling, Stieglitz, Girlitz) wird durch eine Er-

weiterung des Geltungsbereiches bzw. dem Bau einer Straße nach Süden und den damit verbunde-

nen Störungen beeinträchtigt. Der sich dadurch ergebende Ausgleichsbedarf ist im Rahmen der wei-

teren Planungen zu berücksichtigen. 

Die Betroffenheit der einzelnen europarechtlich geschützten Arten bzw. Artengruppen wird in den 

jeweiligen „Formblättern zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung“ behandelt. 

Die baubedingten Auswirkungen werden unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungsmaß-

nahmen mit mittel bewertet. 

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Die mit der Nutzung des Plangebiets als Wohngebiet verbundenen Lärmemissionen im Sinne von an-

lage- und betriebsbedingten Beeinträchtigungen beschränken sich im Wesentlichen auf die Lärmbe-

lastungen durch das neu hinzukommende Verkehrsaufkommen sowie die grundsätzlich mit einer 

normalen Wohnnutzung verbundenen Lärmemissionen (Rasenmäher, Freizeitlärm, etc.). Diese zu-

sätzlichen Lärmbelastungen sind jedoch aufgrund der geringen Größe des Plangebiets als nicht er-

heblich einzustufen.  

Eine starke nächtliche Außenbeleuchtung besitzt eine erhebliche Lockwirkung auf Insekten. Diese 

verenden teilweise an den Lampen, was sich wiederum negativ auf Insektivore wie Fledermäuse aus-

wirkt. Daher sind Außenbeleuchtungsanlagen auf ein notwendiges Maß zu beschränken und es sind 

nur insektenfreundliche Leuchtmittel zu verwenden (vollständig gekapselt, warmweißes LED-Licht) 

und nach unten auszurichten, so dass sie funktional Wege und Straßen beleuchten. Durch die Ver-

wendung abgeschirmter Leuchtkörper (Kofferleuchten), sowie dem Verzicht auf das Anstrahlen von 

Gebäuden ist der Eintrag von Lichtemissionen in die benachbarten Flächen und Gehölze zu vermei-

den. Siehe dazu die „Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtemissionen“ der 

Bund/Länderarbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI 2012).  

Um Kollisionen von Vögeln an Glas zu vermeiden, sind bei der Planung größerer Glasflächen Maßnah-

men gegen Vogelschlag zu ergreifen. Mögliche Maßnahmen sind gemäß SCHMID et al. (2012) z.B.: 

- bauliche Maßnahmen (keine größeren Glasflächen im Bereich ausgeprägter Vegetation (z.B. He-

ckenbiotope), keine Eckverglasung, keine freistehenden transparenten Glasscheiben, keine Ver-

wendung stark spiegelnder Materialien usw.)  

- wirksame Markierungen gegen Vogelschlag (https://vogelglas.vogelwarte.ch/downloads/fi-

les/broschueren/voegel_glas_licht_2012.pdf) 

Innerhalb des Geltungsbereiches wurden keine Lebensräume planungsrelevanter Arten nachgewie-

sen, sodass dem Vorhaben aus artenschutzfachlicher Sicht nach derzeitigem Kenntnisstand grund-

sätzlich nichts entgegensteht. 

Die anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut werden mit mittel bewertet. 
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Zusammenfassung 

Zusammenfassend sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Viel-

falt unter der Voraussetzung der Berücksichtigung der genannten Vermeidungs- und Ausgleichsmaß-

nahen (CEF) mit mittel zu bewerten. 

3.3 Schutzgut Fläche  

Da der Flächenverbrauch für Siedlungen, Verkehr und gewerblicher Nutzung starke Auswirkungen 

auf die Umwelt hat, soll gemäß des novellierten UVPG (in Kraft getreten am 29.07.2017) bei UVP-

pflichtigen Vorhaben gemäß § 2 UVPG auch das Schutzgut „Fläche“ thematisiert werden. Das Bauge-

setzbuch regelt in § 1a Abs. 2 den schonenden und sparsamen Umgang mit Grund und Boden - dar-

aus folgt, dass die Inanspruchnahme hochwertiger land- und forstwirtschaftlicher Böden möglichst zu 

vermeiden ist und Bodenversiegelungen auf das absolut notwendige Minimum reduziert werden sol-

len. 

3.3.1 Bestandssituation 

Beim Plangebiet handelt es sich um eine Konversionsfläche, auf der in der Vergangenheit ein Kiesab-

bau durchgeführt wurde und die nach der Wiederverfüllung nun zu einem Wohngebiet umgenutzt 

werden soll. Die ca. 2,12 ha große Fläche wird also nicht durch das gegenständliche Projekt der land-

wirtschaftlichen Nutzung entzogen, vielmehr erfolgt auf einer Konversionsfläche eine sinnvolle Nach-

nutzung. Dadurch wird die Inanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter Flächen an Alternativ-

standorten reduziert. Es handelt es sich jedoch um bisher unversiegelte Flächen. 

Aus landwirtschaftlicher Sicht besteht der Geltungsbereich aus Flächen, die der Vorbehaltsflur II zu-

geordnet sind. Die Vorbehaltsflur II umfasst „überwiegend landbauwürdige Flächen, die der landwirt-

schaftlichen Nutzung größtenteils vorzubehalten sind“ (LEL Schwäbisch Gmünd1). 

 

Abbildung 8:  Flurbilanz 2022 (Quelle: LEL Schwäbisch Gmünd) 

 
1 https://lel.landwirtschaft-bw.de/,Lde/Startseite/Unsere+Themen/Die+Flurbilanz+2022 (zuletzt aufgerufen am 26.03.2024) 

https://lel.landwirtschaft-bw.de/,Lde/Startseite/Unsere+Themen/Die+Flurbilanz+2022


Bebauungsplan mit Grünordnung "Kiesgrube" gemäß § 215a BauGB in Herbertingen-Marbach 
Umweltbericht 04.11.2024 
Bestandssituation und Auswirkungsprognose 

 

 

Seite 26 von 62 www.lars-consult.de 

 

Insgesamt wird das Schutzgut Fläche aufgrund der sinnvollen Nachnutzung einer Konversionsfläche 

im Bestand mit gering bewertet. 

3.3.2 Auswirkungen bei Durchführung der Planung  

Baubedingte Auswirkungen 

Grundsätzlich muss davon ausgegangen werden, dass (neben dem eigentlichen Geltungsbereich) 

auch ein Teil der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen während des Baus in Anspruch genom-

men werden könnte. Hierbei handelt es sich um eine temporäre Inanspruchnahme (Wiederherstel-

lung der ursprünglichen Nutzung nach Abschluss der Bauarbeiten). Da diese Auswirkungen jedoch 

auf den Zeitraum der Baumaßnahmen beschränkt sein werden, ist nicht von planungsrelevanten Aus-

wirkungen auszugehen. Die baubedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche werden insgesamt 

mit gering bewertet. 

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Anlagebedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche ergeben sich vor allem durch Versiegelung 

und Überbauung. Der zu erwartende Flächenbedarf (im Vergleich zur Bestandssituation) wird in 

nachfolgender Tabelle 2 dargestellt. 

Tabelle 2: Projektbedingt verursachter Flächenbedarf 

Flächenbeschreibung Fläche Bestand [m2] Fläche Planung [m2] 

Versiegelte Flächen  

(Straßen, überbaute Flächen) 

0 11.050 

Teilversiegelte Flächen 

(Wege und Plätze mit wassergebundener Decke) 

0 53 

Unbefestigte Flächen 

(Ausgleichsfläche, Grünflächen) 

21.220 10.117 

Summe: 21.220 21.220 

 

Durch das geplante Vorhaben wird eine ca. 1,1 ha große Fläche zusätzlich versiegelt und eine 53 m² 

große Fläche teilversiegelt. Die unversiegelte Fläche nimmt durch die Umsetzung der Planung deut-

lich ab, obwohl durch eine Grundflächenzahl von0,35 und grünordnerische Maßnahmen eine Minde-

rung des Eingriffs erfolgt. Die Ausgleichsfläche im Südwesten und die innere Durchgrünung des Plan-

gebietes führen dazu, dass ca. 49 % des Geltungsbereiches unversiegelt bleibt.  

Die landwirtschaftlichen Flächen der Vorbehaltsflur II werden teilweise in Anspruch genommen, d.h. 

die rekultivierten und aktuell als Grünland genutzten Flächen werden z. T. überbaut.  
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Insgesamt sind die anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche aufgrund 

der Überbauung einer Konversionsfläche mit gering zu bewerten. 

Zusammenfassung 

Zusammenfassend sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche mit gering zu bewerten. 

3.4 Schutzgut Boden und Geomorphologie 

Beim Schutzgut „Boden und Geomorphologie“ sollen nach dem Umweltverträglichkeitsprüfungsge-

setz (UVPG) Veränderungen der organischen Substanz ebenso aufgeführt werden, wie Bodenerosion, 

Bodenverdichtungen und Bodenversiegelungen. Dabei wird als „Boden“ die oberste, belebte Schicht 

der Erdkruste definiert, die in Kontakt zur Atmosphäre steht. Als Grundlage aller sich darüber befind-

lichen organischen Organismen kommt dem Boden eine besondere Bedeutung zu. Aber auch auf an-

organische Schutzgüter wie Wasser oder Klima wirkt sich der Boden aus. So zählen zu den zahlrei-

chen Bodenfunktionen z.B. die Funktion als Lebensgrundlage zahlreicher Organsimen, als Wasser-

speicher, für die Stoffumwandlung sowie die Puffer- und Filterfunktionen. Durch eine Flächenversie-

gelung verschwinden diese wertvollen Bodenfunktionen, daher ist auf eine sparsame Neuversiege-

lung bzw. auf eine bestmögliche Ausnutzung neu ausgewiesener Wohnflächen zu achten. 

3.4.1 Bestandssituation 

Der Untersuchungsraum ist gemäß Bodenübersichtskarte 1:200.000 (Quelle: maps.lgrb-bw.de) den 

„Pseudogley-Parabraunenden aus umgelagertem Lösslehm und aus Geschiebemergel“ zuzuordnen. 

In der Bodenkarte 1:50.000 (BK50; LGRB-Viewer) ist berücksichtigt, dass es sich um eine verfüllte, 

ehemalige Grube handelt. In der geologischen Karte 1:50.000 (LGRB-Viewer) sind diese Verfüllungen 

als „Antropogene Ablagerung aus künstlichem oder natürlichem Material“ deklariert. Die ursprüngli-

chen Bodenfunktionen (natürliche Bodenfruchtbarkeit, Standort für naturnahe Vegetation, Aus-

gleichskörper im Wasserkreislauf, Filter- und Puffer für Schadstoffe, Archivfunktion) sind deshalb 

stark gestört bzw. nicht mehr vorhanden. Aufgrund dessen wurde eine „Indikative geotechnische und 

umweltgeologische Voruntersuchung zur Prüfung der Untergrundverhältnisse“ zur Rekultivierung der 

Kiesgrube Marbach vom Büro Dr. M. Lindinger (9.3.2020) durchgeführt. Dieses Gutachten kommt zu 

dem Fazit, dass das Plangebiet in einer ehemaligen rekultivierten Kiesgrube liegt, die ca. 2 m über der 

Abbausohle mit unauffälligem Auffüllmaterial verfüllt wurde. Eine Oberbodenauflage ist nicht vor-

handen. Der geologische Untergrund (Abbausohle) besteht aus rißeiszeitlichen Moränenschottern, die 

auf der Oberen Süßwassermolasse aufliegen, denen eine sehr gute Tragfähigkeit zugewiesen werden 

kann. Die Auffüllung ist vorkonsolidiert und wurde verdichtet und homogen bis auf die aktuelle Gelän-

dehöhe aufgebracht. Die untersuchten Auffüllböden sind als gut sortierte, schwach tonige, schluffig, 

sandige Kiese einzustufen, die eine ausreichende Durchlässigkeit aufweisen. Bei unterkellerten Gebäu-

den wird empfohlen diese auf den gut tragenden Moränesedimenten (Abbausohle) zu gründen. Ge-

bäuden ohne Unterkellerung können auf einer elastisch gebetteten Bodenplatte gegründet werden. 

Dieses Gründungskonzept setzt unter der Bodenplatte einen mind. 0,8 m starken Bodenersatzkörper 

aus tragfähigem Kies-Sand-Gemisch mit Einbau eines Vlies gegen den Auffüllkörper voraus.  
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Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten werden 

objektbezogene Baugrunduntersuchungen durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

Die ehemalige Kiesgrube wurde als Hausmüllkippe, Erdaushub- und Bauschuttdeponie genutzt. Das 

Plangebiet wird deshalb vorsorglich im Altlasten- und Bodenschutzkataster unter der Objekt-Nr. 

00928-000 mit der Bezeichnung Altstandort „AA Kiesgrube Marbach Ost“ geführt und ist mit B (belas-

sen) mit Entsorgungsrelevanz bewertet. Für den Wirkungspfad Boden / Grundwasser ist der Altlas-

tenverdacht ausgeräumt, aufgrund der Vornutzung können aber auf der Fläche Bodenmassen vorlie-

gen, die man nicht „unkontrolliert” ablagern kann. Die Fläche wird im Bodenschutz- und Altlastenka-

taster, Fallgruppe „Sonstige Flächen, B-Fall” geführt.  

Insgesamt wird das Schutzgut Boden im Bestand aufgrund der Vornutzung der Konversionsfläche mit 

gering bewertet. 

3.4.2 Auswirkungen bei Durchführung der Planung  

Baubedingte Auswirkungen  

Bei Aushubarbeiten ist auf sog. entsorgungsrelevanten Flächen mit erhöhten Entsorgungskosten zu 

rechnen. Demnach muss der Aushub von diesen Flächen nach der Verwaltungsvorschrift des Um-

weltministeriums für die Verwertung von als Abfall eingestuftem Bodenmaterial vom 14.03.2007 un-

tersucht und dementsprechend entsorgt oder verwertet werden. Es wird hierzu auf das Ergebnis des 

Baugrundgutachten (Dr. Lindinger, März 2020) verwiesen, in dem grundsätzliche Aussagen zur Schad-

stoffbelastung des Bodens nach VwV-Baden-Württemberg getroffen werden. Alle Proben erfüllen 

das Z-0 -Kriterium, so dass für das geprüfte Material keine Abfallrelevanz besteht. Es wird empfohlen 

die Baufelder im Vorfeld der Erschließung weiter räumlich und abfallrechtlich zu untersuchen. 

Die baubedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Boden werden mit gering bewertet. 

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Die anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen durch die Überbauung einer Konversionsfläche, auf 

der kein natürlicher Boden, sondern Verfüllmaterial ansteht, sind nicht erheblich, da durch die Über-

bauung keine natürlichen Bodenfunktionen gestört werden und durch die Anlage der Gärten 

Oberboden aufgetragen wird und dadurch die Fläche im Hinblick auf das Schutzgut Boden tendenziell 

aufgewertet wird.  

Als potenzielle Gefahr für den anthropogen aufgefüllten Boden können die Stellplätze angesehen 

werden, falls z.B. ein Fahrzeug größere Mengen an Öl verlieren sollte, kann dies zu einer lokalen Ver-

unreinigung der Böden und Beeinträchtigung der Bodenlebewesen führen. Hier wird auf die ortsan-

sässige freiwillige Feuerwehr in Herbertingen verwiesen, die mit entsprechenden Verfahren austre-

tendes Öl auffangen bzw. Öl binden und entfernen können.  

Insgesamt sind die anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Boden und Geo-

morphologie mit gering zu bewerten. 
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3.5 Schutzgut Wasser (Grund- und Oberflächenwasser)  

Das Schutzgut „Wasser (Grund- und Oberflächenwasser)“soll nach Anlage 4, 4 b UVPG die hydromor-

phologischen Veränderungen sowie Veränderungen der Wasserqualität und -quantität abhandeln. 

Nach § 47 Wasserhaushaltsgesetz muss eine mengenmäßige und chemische Verschlechterung des 

Grundwasserzustands vermieden werden. Daher muss auch während der Bautätigkeiten darauf ge-

achtet werden, keinen Stoffeintrag (Verschmutzung) durch anfallende Abfälle oder Abwässer in das 

Grundwasser einzubringen. 

3.5.1 Bestandssituation 

Der Untersuchungsraum liegt auf einer anthropogenen Verfüllung deren Porendurchlässigkeit stark 

wechselnd ist. Detailliertere Informationen zum Grundwasserflurabstand oder auch Grundwasser-

qualität liegen derzeit nicht vor, sind aber ggf. dem ursprünglichen Abbauantrag für den Kiesabbau in 

diesem Bereich zu entnehmen. 

Stillgewässer kommen im Untersuchungsgebiet nicht vor, direkt westlich des Plangebietes grenzt der 

ca. 780 m² große Kiesweiher am Südrand von Marbach an. Innerhalb des Plangebiets kommen keine 

Fließgewässer, (amtlich festgesetzten) Überschwemmungsgebiete, Hochwassergefahrenflächen etc. 

vor. Die nächstgelegenen Wasserschutzgebiete liegen in ca. 2,8 km Entfernung. 

Aufgrund der Geländebeschaffenheit und Topographie ist bei Starkregen die Gefahr von wild abflie-

ßenden Hangwasser nicht auszuschließen. Von den Bauherren sind im Rahmen der Bebauung ent-

sprechende Vorkehrungen zur Versickerung bzw. Ableitung von Oberflächenwasser zu treffen (dichte 

Keller, Lichtschächte, Kellerabgänge und Türen, ebenerdige Hauseingänge an der Hangseite usw.). 

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf dabei nicht zum Nachteil gerade eines tieferlie-

genden Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verändert werden (vgl. § 37 WHG). Das Merk-

blatt DWA-M 119 (Risikomanagement in der kommunalen Überflutungsvorsorge — Analyse von 

Überflutungsgefährdungen und Schadenspotenzialen zur Bewertung von Überflutungsrisiken) sowie 

das DWA-Themenheft T1/2013 (Starkregen und urbane Sturzfluten - Praxisleitfaden zur Überflu-

tungsvorsorge) sollten beachtet werden. 

Es bestehen über die anthropogen bedingten Vorbelastungen durch die Verfüllung der ehemaligen 

Kiesgrube keine weiteren Vorbelastungen auf das Schutzgut Wasser.  

Aufgrund des Fehlens von Oberflächengewässern oder Wasserschutzgebieten innerhalb des Plange-

biets sowie der vorliegenden anthropogenen Verfüllung wird das Schutzgut Wasser im Bestand mit 

gering bewertet. 

3.5.2 Auswirkungen bei Durchführung der Planung  

Baubedingte Auswirkungen 

Im Zuge der Bebauung des Geltungsbereiches sind im Rahmen der notwendigen Bodenbewegungen 

potenzielle Verunreinigungen des Grundwasserkörpers nicht gänzlich auszuschließen. Die Gefahr 
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solcher baubedingten Beeinträchtigungen wird jedoch durch geeignete Vermeidungs- und Minimie-

rungsmaßnahmen reduziert und ist insgesamt als gering einzustufen. Insgesamt sind die baubeding-

ten Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser mit gering zu bewerten. 

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Als mögliche anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen ist eine Reduzierung der Grundwasserneu-

bildungsrate (Flächenversiegelung) möglich. Die maximal zulässige zu versiegelnde Fläche beträgt  

ca. 0,86 ha bei einer GRZ von 0,35 (zzgl. zulässiger Überschreitung). Die Versickerung / Grundwasser-

neubildungsrate ist bereits durch die Verfüllung und nachfolgend auch durch die zusätzliche Versie-

gelung reduziert, geplant ist jedoch, den anfallenden Niederschlag über die nördlich geplante Mulde 

und auf den Grundstücken selbst zu versickern. Die anlagenbedingten Auswirkungen sind daher als 

gering zu beurteilen.  

Zum Schutz vor wild abfließenden Hangwasser bei Extremniederschlägen wurden Geländemodellie-

rungen auf den Baugrundstücken zugelassen. Dazu sind die Versickerungseinrichtungen mit einem 

Freibord für Starkregenereignisse zu bemessen. Zum Schutz vor wild abfließendem Hangwasser sind 

von den Bauherren im Rahmen der Bebauung entsprechende Vorkehrungen zur Versickerung bzw. 

Ableitung von Oberflächenwasser zu treffen (dichte Keller, Lichtschächte, Kellerabgänge und Türen, 

ebenerdige Hauseingänge an der Hangseite usw.). Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers 

darf dabei nicht zum Nachteil gerade eines tieferliegenden Grundstücks verstärkt oder auf andere 

Weise verändert werden (vgl. § 37 WHG). Das Merkblatt DWA-M 119 (Risikomanagement in der 

kommunalen Überflutungsvorsorge — Analyse von Überflutungsgefährdungen und Schadenspotenzi-

alen zur Bewertung von Überflutungsrisiken) sowie das DWA-Themenheft T1/2013 (Starkregen und 

urbane Sturzfluten - Praxisleitfaden zur Überflutungsvorsorge) sollten beachtet werden. 

Als potenzielle Gefahr für das Grundwasser können geplante Stellplätze angesehen werden. Falls z.B. 

ein Fahrzeug größere Mengen an Öl verlieren sollte, kann dies zu einer lokalen Verunreinigung der 

Umgebung (Boden, Bodenlebewesen), aber auch des weiteren Umfeldes über Schadstoffeinträge in 

das Grundwasser führen. In diesem Zusammenhang sei auf die ortsnahe Feuerwehr verwiesen, die 

mit entsprechenden Verfahren austretende(s) Öl / Schadstoffe auffangen bzw. binden und entfernen 

kann. Genaue Aussagen über betriebsbedingte Schadstoffeinträge sind gegenwärtig nicht möglich. 

Aufgrund der geplanten Nutzung als allgemeines Wohngebiet können die betriebsbedingten Auswir-

kungen nach aktuellem Kenntnisstand jedoch als gering eingestuft werden. 

3.6 Schutzgut Luft und Klima  

Im Rahmen des Schutzgutes „Luft und Klima“ sollen Veränderungen des Klimas, die beispielsweise 

durch Treibhausgasemissionen verursacht werden, oder aber auch Veränderungen des Kleinklimas 

am Standort des Eingriffs erfasst werden. Der Grad der Versiegelung von Freiflächen, die als Kaltluf-

tentstehungsgebiet dienen, soll bei der Klimabewertung mit einfließen. Die Auswirkungen der ge-

planten Bebauung auf die Lufthygiene und klimatischen Funktionsbeziehungen soll ebenfalls beach-

tet werden. 
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3.6.1 Bestandssituation 

Großräumig betrachtet liegt der Untersuchungsraum der naturräumlichen Gliederung nach in den 

Donau-Iller-Lech-Platten. Die überregionale Klimasituation im Plangebiet ist im Wesentlichen von 

den für Mitteleuropa typischen Westwindwetterlagen geprägt, die im Voralpenland durch die stau-

ende Wirkung der Alpen verändert werden. Hierdurch kommt es zu einer messbaren Erhöhung der 

Niederschläge. Herbertingen/ Marbach hat ein gemäßigt warmes Klima. Die Jahresdurchschnittstem-

peratur liegt bei 8,9° C, der durchschnittliche Jahresniederschlag bei 1.101 mm. Der Juli ist hier der 

niederschlagreichste Monat, Februar der Monat mit den geringsten Niederschlägen. Der wärmste 

Monat ist Juli, der kälteste Januar (climate-data.org). Die Konversionsfläche spielt aufgrund der weit-

räumig angrenzenden unversiegelten Flächen sowie der topographischen Gegebenheiten nur eine 

untergeordnete Rolle als Kaltluftentstehungsgebiet für die angrenzende Wohnbebauung. Auch rele-

vante Kalt- oder Frischluftschneisen sind nicht gegeben. Durch die bestehenden (Lärm-)Schutzwälle 

im Umfeld der bestehenden Kiesgrube, die auch das Plangebiet begrenzen, kann es zu mikroklimati-

schen Veränderungen (z.B. Kaltluftstau) kommen. 

Gewisse lufthygienische und kleinklimatische Vorbelastungen des Plangebiets sind aufgrund der 

Nähe zur aktiven Kiesgrube sowie zu angrenzenden Verkehrsflächen vorhanden. 

Aufgrund der geringen lufthygienischen und der kleinklimatischen Bedeutung der Fläche für die an-

grenzenden Gebiete wird die Bestandssituation beim Schutzgut Luft und Klima mit gering bewertet. 

3.6.2 Auswirkungen bei Durchführung der Planung  

Baubedingte Auswirkungen  

Im Zuge der Baumaßnahmen kann es zu vorübergehenden Beeinträchtigungen der lufthygienischen 

Verhältnisse durch die Kfz-bedingten Emissionen des Bauverkehrs und Staubbildung kommen. Diese 

Auswirkungen erreichen jedoch im Hinblick auf die Vorbelastungen keine planungsrelevante Intensi-

tät. Die baubedingten Kfz-Emissionen tragen dennoch durch den Ausstoß klimarelevanter Gase (CO2, 

Stockoxide) grundsätzlich zum Klimawandel bei. Der Ausstoß kann aufgrund des Umfangs der Pla-

nung allerdings als unerheblich betrachtet werden. Die baubedingten Auswirkungen auf das Schutz-

gut Klima und Luft werden folglich insgesamt mit gering bewertet. 

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Grundsätzlich tragen Flächenversiegelungen und Bebauungen zu einer Beeinträchtigung des natürli-

chen lokalen Kleinklimas bei, indem sie Wärme länger speichern und einen Temperatur- und Feuch-

teausgleich behindern. Das Schutzgut Klima / Luft ist vom Vorhaben daher insofern betroffen, dass 

die im Projektgebiet gelegenen mageren Grünlandflächen zukünftig nicht mehr als Kaltluftentste-

hungsflächen zur Verfügung stehen werden. Aufgrund der Überplanung einer Konversionsfläche, der 

Lage östlich der Ortschaft und der Eignung der umgebenden Äcker und Wiesen als Kaltluftproduzen-

ten ist diesbezüglich jedoch nicht mit erheblichen Auswirkungen zu rechnen.  
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Aufgrund der geplanten Wohnnutzung sind keine erheblichen, zusätzlichen Emissionen durch über-

mäßigen Verkehr oder die Wohnanlagen und deren Bewohner zu erwarten. Durch die grünordneri-

schen Maßnahmen (Pflanzung von mehreren Einzelbäumen, Ausschluss von Schotter- bzw. Steingär-

ten) und den relativ geringen Versiegelungsgrad (GRZ=0,35) soll der Eingriff insgesamt soweit als 

möglich minimiert werden. 

Die Anfälligkeit des gegenständlichen Vorhabens gegenüber den Folgen des Klimawandels (Extrem-

wetterereignisse) ist vom Grundsatz her als eher gering einzustufen. 

3.7 Schutzgut Landschaft  

Das landschaftliche Erscheinungsbild eines Raums setzt sich aus den direkt wahrnehmbaren Struktu-

ren, Blickpunkten und Elementen zusammen, unabhängig davon, ob diese natürlichen Ursprungs sind 

oder im Lauf der Zeit als Kulturlandschaft von Menschen geschaffen wurden. Nach § 1 (6) Baugesetz-

buch wird die Landschaft als Teil der Belange des Umweltschutzes bei der Aufstellung von Bauleitplä-

nen berücksichtigt und dabei soll nach § 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) „die Vielfalt, Eigen-

art und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft“ geschützt werden, so dass es 

möglich ist, „1. Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit ihren Kul-

tur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen 

zu bewahren, 2. zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage 

geeignete Flächen vor allem im besiedelten und siedlungsnahen Bereich zu schützen und zugänglich 

zu machen. (§ 1 BNatSchG)“. 

3.7.1 Bestandssituation 

Die Blickbezüge vom und zum Plangebiet werden im Osten durch die Topografie (Wall / Böschung) 

und im Norden sowie Westen durch die bereits bestehende Bebauung begrenzt. Im Süden schließt 

zunächst ein offener, unbebauter Bereich an, der ebenfalls durch die Wiederverfüllung der ehemali-

gen Kiesgrube entstanden ist und schließlich ganz im Süden durch einen Wall begrenzt wird. Folglich 

ist das Plangebiet komplett durch bestehende Wohnbebauung und / oder Wälle umgeben und somit 

nicht einsehbar. Innerhalb bzw. im unmittelbaren Umfeld des Geltungsbereiches bestehen einige Ge-

hölzstrukturen, die das Landschaftsbild positiv beeinflussen. Insgesamt kommt der Konversionsfläche 

im Hinblick auf das Schutzgut Landschaftsbild eine geringe bis mittlere Bedeutung zu. 

3.7.2 Auswirkungen bei Durchführung der Planung 

Prinzipiell sind bei der Beurteilung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild wie auch auf die Kultur- 

und Sachgüter (vgl. Kapitel 3.8) die im Rahmen der Grünordnungsplanung zum Bebauungsplan fest-

gesetzten Maßnahmen zur Eingrünung des Projektgebiets von besonderer Bedeutung. Im Rahmen 

der Auswirkungsanalyse wird die Einsehbarkeit der überplanten Fläche von den direkt umgebenden 

Flächen berücksichtigt.   
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Baubedingte Auswirkungen 

Im Zuge der Bebauung des Plangebietes ist mit optischen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, 

z.B. Lagern des Bodens und Baumaterialien, Baufahrzeuge, Kräne etc. zu rechnen. Diese Auswirkun-

gen sind zwar nur auf die Dauer der Baumaßnahmen beschränkt, beeinträchtigen das Landschaftsbild 

aber dennoch. Da die Auswirkungen nur temporär sind, kann – auch aufgrund der Vorbelastungen – 

von einer geringen Beeinträchtigung gesprochen werden. 

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Die anlagenbedingten Auswirkungen ergeben sich in erster Linie durch die Blickbezüge zu den neuen 

Baukörpern. Dabei wird eine Differenzierung in deren Nah- und Fernwirkung vorgenommen. Die 

Fernwirkung wird sich durch die neuen Gebäude kaum verändern, da die Gebäude in einer Gelände-

senke liegen und direkt an die bestehende Bebauung angrenzen. Tatsächlich wird das neue Wohnge-

biet nur von der direkt südlich angrenzenden Freifläche einsehbar sein. 

Die anlagenbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft sind folglich relativ gering, da ei-

nerseits keine höherwertigen Bereiche betroffen sind und es andererseits ein Gebiet ist, das kaum 

einsehbar ist. Es ergeben sich daher beim Landschaftsbild durch die Umsetzung des geplanten Wohn-

gebietes grundsätzlich keine nennenswerten (neuen) negativen Blickbeziehungen. Dazu trägt auch 

das grünordnerische Konzept bei. 

Durch eine mögliche Erhöhung der Verkehrszahlen könnte es zu projektbedingt verursachten zusätz-

lichen Beeinträchtigungen der Landschaft kommen. Allerdings kann davon ausgegangen werden, 

dass sich die Verkehrszahlen aufgrund der geplanten Wohnbebauung (21 neue Wohnhäuser) nicht 

wesentlich erhöhen werden. Betriebsbedingte Auswirkungen in erheblichem Ausmaß sind nach der-

zeitigem Kenntnisstand daher nicht zu befürchten. 

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft werden demnach als gering eingestuft. 

3.8 Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter  

Unter den Schutzgut „kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter“ sollen nach UVPG Anlage 4 Abs. 4 b) 

u. a. die Auswirkungen auf historisch, architektonisch oder archäologisch bedeutende Stätten und 

Bauwerke und die Auswirkungen auf Kulturlandschaften abgehandelt werden. 

3.8.1 Bestandssituation 

Innerhalb des Geltungsbereichs liegen weder Bau- noch Bodendenkmäler und auch keine Geotope 

sowie Sachgüter vor (das Grünland auf der Konversionsfläche ist in diesem Zusammenhang nicht als 

Sachgut anzusehen). Die angrenzenden bereits bestehenden Verkehrsflächen, Leitungen und Bebau-

ungen bleiben im Bestand erhalten. 

Die Fläche ist durch den abgeschlossenen Kiesabbau und die Wiederverfüllung der ehemaligen Grube 

vorbelastet. 
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Das Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter ist deshalb mit gering zu bewerten. 

3.8.2 Auswirkungen bei Durchführung der Planung  

Baubedingte, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Falls sich bislang unentdeckte Bodendenkmale im Planungsraum befinden sollten, ist eine denkmal-

schutzrechtliche Genehmigung bei der Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen. Allgemein 

gilt: Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäologische Fundstellen (z.B. Mauern, Gruben, Brandschich-

ten o.ä.) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z.B. Scherben, Metallteile, Knochen), ist das 

Landesamt für Denkmalpflege beim Regierungspräsidium Stuttgart (Abt. 8) oder die zuständige Un-

tere Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Die Möglichkeit zur Fundbergung und 

Dokumentation ist einzuräumen (§ 20 DSchG).  

Leitungsrecht ist zu beachten und die Planungen sind auf den weiteren Planungsebenen mit den zu-

ständigen Leitungs- und Netzbetreibern abzustimmen.  

Unter der Voraussetzung, dass diese fachlichen Vorgaben des Bebauungsplanes hinreichend umge-

setzt werden, sind die Auswirkungen des geplanten Projektes auf das Schutzgut kulturelles Erbe und 

Sachgüter als gering einzustufen. 

3.9 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sind gemäß BauGB § 1 Abs. 6 Satz 7 und UVPG § 2 

Abs. 1 Satz 5 Gegenstand der Umweltprüfung. Das geplante Vorhaben hat Auswirkungen auf die ein-

zelnen Schutzgüter, welche sich wiederum gegenseitig beeinflussen können. So entsteht ein komple-

xes Wirkungsgefüge, bei dem die Veränderung eines Faktors bzw. einer Funktion weitere Auswirkun-

gen auf die Umweltbelange haben kann. Nachfolgend werden die wesentlichen Wechselwirkungen 

dargestellt, die sich aus dem Planvorhaben auf weitere Umweltbelange ergeben können. 

Bedeutende Wechselbeziehungen ergeben sich grundsätzlich immer zwischen den Schutzgütern 

Tiere und Pflanzen sowie zwischen den Schutzgütern Boden und Wasser (insbesondere Grundwas-

ser). Kleinklimatisch bestehen auch Wechselbeziehungen zwischen dem Schutzgut Pflanzen und dem 

Schutzgut Klima und Luft. Die Beeinträchtigungen der Luftqualität durch eine Erhöhung der Schad-

stoffemissionen und des Lärms durch das Bauvorhaben selbst, als auch durch die mittelbar verur-

sachte Erhöhung des Straßenverkehrs, können nicht isoliert betrachtet werden. Vielmehr haben die 

Folgen dieser Zusatzbelastung Auswirkungen auf zahlreiche weitere Schutzgüter. So kann beispiels-

weise durch die Erhöhung dieser Emissionen die Wohn- und Erholungsqualität des Menschen ebenso 

beeinträchtigt werden, wie die Qualität der Lebensräume von Tieren und Pflanzen oder angrenzen-

den Landschaftseinheiten.  

Grundsätzlich ergeben sich umweltrelevante Wirkungen aus Flächenversiegelung und somit der Ent-

fernung von Vegetation. Das Planvorhaben führt zum Verlust landwirtschaftlich genutzter Flächen 

und Böden bzw. von bereits versiegelten Flächen und Gärten. Damit einhergehend lässt sich ein 
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Verlust von Lebensräumen von Pflanzen und Tieren verzeichnen. Der zusätzliche Ausstoß gesund-

heitsschädlicher Abgase und Stäube durch den zusätzlichen Verkehr erhöht die Belastungen für Men-

schen, Tiere, Pflanzen und Gewässer. Verkehrs- und betriebsbedingte akustische und visuelle Belas-

tungen entstehen für Mensch und Tierwelt und das Landschaftsbild. 

Prinzipiell soll an dieser Stelle auf den Zusammenhang zwischen Grünordnung und Klimawirkung ver-

wiesen werden. Bei der Grünordnungsplanung sind folgende Schnittstellen und Zusammenhänge re-

levant:  Je höher der festgesetzte Anteil an öffentlichen und privaten Grünflächen im Bebauungsplan, 

desto besser können die negativen Auswirkungen des jeweiligen Vorhabens auf die Schutzgüter 

Klima und Lufthygiene, sowie Tiere und Pflanzen, aber auch die Aufenthaltsqualität (gesunde Lebens- 

und Arbeitsbedingungen) kompensiert werden. Im gegenständlichen Bebauungsplan ist festgesetzt, 

dass je 400 m² (angefangene) Grundstücksfläche mindestens ein Baum I. oder II. Ordnung oder hei-

mische Obstbaumhochstämme anzupflanzen ist. 

Festsetzungen über die Behandlung von Niederschlagswasser führen auf der einen Seite zu einer Mi-

nimierung der Eingriffsfolgen beim Schutzgut Wasser (Grundwasserneubildung), gleichzeitig entste-

hen aber durch die Schaffung von Versickerungsflächen auch offene Flächen in zum Teil stark versie-

gelten Gebieten, die für bestimmte Tier- und Pflanzenarten gegenüber der bisherigen Nutzung sogar 

ein höheres Potential aufweisen können. Zudem können Beeinträchtigungen beim Schutzgut Klima 

und Lufthygiene durch die Aufrechterhaltung entsprechender Verdunstungsflächen gemindert wer-

den. 

Zusammenfassend betrachtet, liegen keine besonderen, über die üblichen Beziehungen hinausge-

henden, Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern vor. Daher sind -unter Berücksichtigung der 

festgesetzten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sowie der Vorbelastung des Plangebiets 

(ehemalige Kiesabbaufläche) – die planungsbedingt verursachten Wechselwirkungen von geringer 

Intensität. 

3.10 Kumulierung mit Auswirkungen benachbarter Planungen und Vorhaben 

Gemäß den Vorgaben des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) müssen Pro-

jekte, die im gleichen Zeitraum auf gleicher Fläche vergleichbare Auswirkungen auf die Schutzgüter 

des UVPG haben, auch als kumulierende Projekte betrachtet werden. § 10 des UVPG regelt die UVP-

Pflicht bei kumulierenden Vorhaben wie folgt:  

„Für kumulierende Vorhaben besteht die UVP-Pflicht, wenn die kumulierenden Vorhaben zusammen 

die maßgeblichen Größen- oder Leistungswerte nach § 6 erreichen oder überschreiten.“ […] „Kumu-

lierende Vorhaben liegen vor, wenn mehrere Vorhaben derselben Art von einem oder mehreren Vor-

habenträgern durchgeführt werden und in einem engen Zusammenhang stehen.   

Ein enger Zusammenhang liegt vor, wenn   

1. sich der Einwirkungsbereich der Vorhaben überschneidet und  

2. die Vorhaben funktional und wirtschaftlich aufeinander bezogen sind.   
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Technische und sonstige Anlagen müssen zusätzlich mit gemeinsamen betrieblichen oder baulichen 

Einrichtungen verbunden sein.“  

Nach Anlage 1 Absatz 2 b des Baugesetzbuches in Bezug auf § 2 Absatz 4 und §§ 2 a und 4c, gehören 

u.a. folgende Angaben in den Umweltbericht: „eine Prognose über die Entwicklung des Umweltzu-

stands bei Durchführung der Planung; hierzu sind, soweit möglich, insbesondere die möglichen er-

heblichen Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase der geplanten Vorhaben auf die Be-

lange nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bis i zu beschreiben, unter anderem infolge […] der 

Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete unter Berücksichtigung 

etwaiger bestehender Umweltprobleme in Bezug auf möglicherweise betroffene Gebiete mit speziel-

ler Umweltrelevanz oder auf die Nutzung von natürlichen Ressourcen […].“ 

Erhebliche kumulative Auswirkungen des gegenständlichen Projektes mit den Auswirkungen von Vor-

haben in anderen Projektgebieten sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu befürchten. 

Da der Geltungsbereich keine nach europäischem Recht geschützten Natura 2000-Gebiete tangiert, 

existiert diesbezüglich keine Betroffenheit hinsichtlich kumulativer Wirkungen. 

3.11 Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung 

von Energie 

Gemäß dem Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg vom 7. Februar 

2023 sind beim Neubau von Gebäuden mit geeigneten Dachflächen Photovoltaikanlagen zur Strom-

erzeugung zu installieren (§ 23a KlimaG BW). Im gesamten Gemeindegebiet von Herbertingen haben 

die installierten PV-Dachanlagen eine Gesamtleistung an von 8,08 MW (Stand 2018, Energieatlas 

BW). Solartechnische Anlagen (Sonnenkollektoren, Photovoltaikanlagen) auf Dachflächen werden im 

Bebauungsplan zugelassen.  

Bei der Planung, beim Einbau und Betrieb von Wärmepumpen, Mini-Blockkraftwerken und Klimaan-

lagen ist der „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten (Kli-

mageräte, Kühlgeräte, Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerken)“ der 

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) zu beachten. In allgemeinen Wohnge-

bieten gelten nach TA-Lärm die Immissionsrichtwerte von 55dB(A) tags und 40 dB(A) nachts. 

Im Sinne des Arten- und Klimaschutzes und zur Ressourcenschonung sollten sowohl im öffentlichen 

als auch im privaten Außenbereich nur insektenfreundliche, energiesparende und indirekte Beleuch-

tungsanlagen vorgesehen werden. 

3.12 Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 

Bezüglich Art und Menge der betriebsbedingt zu erwartenden Abfälle kann zum gegenwärtigen Pro-

jektstand noch keine konkrete Aussage getroffen werden. Da es sich beim vorliegenden Projekt um 

die Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes handelt, ist tendenziell jedoch nicht mit umfangrei-

chen oder problematischen Abfällen zu rechnen. In jedem Fall werden jedoch die diesbezüglich 
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geltenden gesetzlichen Bestimmungen (u. a. Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG), Landes-Kreislaufwirt-

schaftsgesetz Baden-Württemberg (LkreiWiG), Verpackungsverordnung (VerpackV) etc.) hinreichend 

berücksichtigt, so dass diesbezüglich nach derzeitigem Kenntnisstand keine negativen Auswirkungen 

zu befürchten sind. 

Für das anfallende Bodenmaterial ist ein Verwertungskonzept zu erstellen und der Abfallrechtsbe-

hörde zur Prüfung vorzulegen (§ 3 Abs. 4 LKreiWiG). Das „Merkblatt für den Bauherrn – Bodenschutz 

bei Bauarbeiten“ ist zu berücksichtigen. Auf die Pflicht der Sanierung bzw. der Beseitigung und Ent-

sorgung von kontaminiertem Boden, wird ausdrücklich hingewiesen. 

3.13 Anfälligkeit für schwere Unfälle und Katastrophen 

Nach den Daten des Landesamtes für Geologie Rohstoffe und Bergbau Baden-Württemberg (LGRB) 

für Epizentren im Zeitraum seit 1994 fand am 25.12.2008 nordöstlich von Bad Saulgau (Bondorf) ein 

Erdbeben der Stärke 3,1 auf der Richter-Skala statt. Südlich von Bad Saulgau fand zudem am 

07.10.2001 ein Beben der Stärke 3,1 statt. Nördlich von Pfullendorf (ca. 16 km entfernt) wurden ein 

Erdbeben der Stärke 3,9 (27.01.2002) auf der Richter-Skala gemessen. Beben dieser Erdbebenkatego-

rie „sehr leicht“ (Magnituden 3,0 < 4,0) sind oft spürbar, richten jedoch nur sehr selten Schäden an. 

In weiterer Entfernung fanden folgende Erdbeben statt: In Blochingen am 15.12.2005 mit der Magni-

tude 1,9 und nördlich von Moosheim am 18.07.2006 mit der Magnitude 2,4. Gemäß der Richterskala 

handelt es sich bei einer Magnitude von 2,0 bis < 3,0 um ein extrem leichtes Erdbeben, das generell 

nicht spürbar, jedoch messbar ist. Weitere Erdbeben in direkter Umgebung sind innerhalb dieses 

Zeitraums nicht bekannt. Es kann also davon ausgegangen werden, dass im Plangebiet keine akute 

Gefahr durch Erdbeben gegeben ist. Auf den Leitfaden „Erdbebensicher Bauen - Hinweise für das 

Bauen in Erdbebengebieten Baden-Württembergs“ des Wirtschaftsministeriums wird dennoch hinge-

wiesen. Die einzuhaltenden Regeln ergeben sich zum einen aus der Bekanntmachung der DIN 4149 

„Bauten in deutschen Erdbebengebieten" als Technische Baubestimmung und zum anderen aus der 

Verfahrensverordnung zur Landesbauordnung (LBOVVO). 

Als wahrscheinlichstes Unfallszenario wäre ein Brandereignis z.B. durch einen Blitzeinschlag anzuneh-

men, da die Gebäude in Ortsrandlage situiert werden. Durch ihre Lage in einer Geländesenke wird 

die Wahrscheinlichkeit eines Blitzeinschlags jedoch gemindert. Nach § 15 Landesbauverordnung 

(LBO) Baden-Württemberg von März 2010 gilt:  

„(1) Bauliche Anlagen sind so anzuordnen und zu errichten, dass der Entstehung eines Brandes und 

der Ausbreitung von Feuer und Rauch (Brandausbreitung) vorgebeugt wird und bei einem Brand die 

Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten möglich sind.  

(2) Bauliche Anlagen, die besonders blitzgefährdet sind oder bei denen Blitzschlag zu schweren Folgen 

führen kann, sind mit dauernd wirksamen Blitzschutzanlagen zu versehen. […]“.  

Auf Grund der Umsetzung geeigneter Brandschutzmaßnahmen und der Einplanung der gesetzlich 

vorgeschriebenen Fluchtwege können bei dem Neubau die Gefahr bzw. die Auswirkungen durch ei-

nen Brand deutlich minimiert werden.  
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Als potentielle Gefahr für das Grundwasser können die Stellplätze angesehen werden. Falls z.B. ein 

Fahrzeug größere Mengen an Öl verlieren sollte, kann dies zu einer lokalen Verunreinigung der Um-

gebung (Boden, Bodenlebewesen), aber auch des weiteren Umfeldes über Schadstoffeinträge in das 

Grundwasser führen. In diesem Zusammenhang sei hier nochmals auf die ortsnahe Feuerwehr ver-

wiesen, die mit entsprechenden Verfahren austretendes Öl auffangen bzw. Öl binden und entfernen 

kann.  

Weitere Risiken ergeben sich aus der klimawandelbedingten Zunahme der konvektiven Gewitterer-

eignisse und den damit einhergehenden Stürmen und Starkregen, die zu Sachschäden und Gefähr-

dungen der menschlichen Gesundheit führen können. Aufgrund der topographischen Gegebenheiten 

sind ggf. von den Bauherren im Rahmen der Bebauung entsprechende Vorkehrungen zur Versicke-

rung bzw. Ableitung von Oberflächenwasser zu treffen (dichte Keller, Lichtschächte, Kellerabgänge 

und Türen, ebenerdige Hauseingänge an der Hangseite usw.). Das Projektgebiet liegt in keinem (amt-

lich festgesetzten) Überschwemmungsgebiet. 

Nach derzeitigem Kenntnisstand ergeben sich durch das gegenständliche Projekt keine – über das 

bereits bestehende Ausmaß hinausgehenden – Risiken für die menschliche Gesundheit oder das kul-

turelle Erbe. Die vorliegende Planung führt vom Grundsatz her nicht zu einer zusätzlichen Gefähr-

dung der angrenzenden Wohnbebauung / Umwelt z. B. durch Unfälle oder Katastrophen. Davon un-

berührt bleiben Fälle des „normalen“ Unfallrisikos (z. B. sind Verkehrsunfälle natürlich grundsätzlich 

denkbar) bzw. von höherer Gewalt (unabsehbare Naturkatastrophen / Extremwetterereignisse wie z. 

B. Sturm / Orkan, Starkregen, Hochwasser, Schneedruck etc.). 

3.14 Prognose der Entwicklung der Umwelt bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Konversionsfläche, die durch den Kiesabbau und die 

Wiederverfüllung der Grube entstanden ist, als Brachfläche (extensives Grünland) bestehen bleiben. 

Da die Entwicklung von Wohnbauflächen an diesem Standort jedoch bereits im Rekultivierungskon-

zept des genehmigten Kiesabbaus vorgesehen war und zur Deckung des Wohnraumbedarfs notwen-

dig ist, muss davon ausgegangen werden, dass falls das neue Wohngebiet nicht auf der Konversions-

fläche entstehen könnte, an anderer Stelle landwirtschaftliche Nutzfläche überbaut werden würde. 

Dies wäre mit deutlich höheren Auswirkungen auf Natur und Landschaft verbunden. 

4 Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich 

4.1 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen  

Nach § 1a Abs. 3 BauGB ist die Vermeidung [und der Ausgleich] der zu erwartenden Eingriffe in Natur 

und Landschaft in der bauleitplanerischen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Im 

Rahmen des gegenständlichen Bebauungsplans wurden die folgenden Vermeidungs- und Minimie-

rungsmaßnahmen berücksichtigt: 
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Tabelle 3: Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

Mensch und 

menschliche 

Gesundheit 

Überbauung,  

Kulissenwirkung, 

Schadstoffemissionen, 

Lärm 

Reduzierung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild 

und damit auf die Erholungseignung durch entspre-

chende grünordnerische Maßnahmen zur Durchgrünung 

und Eingrünung des Plangebietes. 

Tiere, Pflanzen 

und die  

biologische 

Vielfalt 

Versiegelung /  

Überbauung /  

Beeinträchtigung von 

Lebensräumen /  

Habitaten 

Zur Minimierung der Beeinträchtigung von Kleintieren 

wird auf Sockelmauern verzichtet bzw. die Einhaltung 

von 10 cm Abstand zum Boden bei der Errichtung von 

Zäunen festgesetzt. 

 

CEF1: Anlage von lockeren Hecken mit Dornensträu-

chern und Saumstrukturen 

Um zu gewährleisten, dass die ökologische Funktion die 

betroffenen Lebensstätten von je einem Brutpaar des 

Neuntöters und der Goldammer im räumlichen Zusam-

menhang erhalten bleiben, sind im Verhältnis 1:1 als vor-

gezogener Ausgleich Heckenstrukturen mit Dornensträu-

chern in Verbindung mit Saumstrukturen anzulegen (ins-

gesamt mind. 2.380m2). 

 

V1 Bauzeitenregelung 

Um zu vermeiden, dass das Brutgeschäft durch Bauarbei-

ten gestört und Entwicklungsstadien europäischer Vogel-

arten durch Brutaufgabe etc. beschädigt werden, sind Ar-

beiten in der unmittelbaren Umgebung von Gehölzen 

zwischen dem 01. August und 01. April durchzuführen, 

bzw. vor dem 1. April zu beginnen und sukzessive in der 

Brutzeit fortzuführen (Abbildung 9). 
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Abbildung 9: Bereiche mit Bauzeitenregelung 

V2 Vermeidung von Tötungen von Amphibien und Rep-

tilien 

Um zu vermeiden, dass sich während der Baufeldfreima-

chung und während der Bauzeiten Kreuzkröten, Zau-

neidechsen und andere pionierbesiedelnde Arten im 

Geltungsbereich ansiedeln und im Zuge der Bauarbeiten 

verletzt bzw. getötet werden, ist der Geltungsbereich 

mit einem Reptilien- und Amphibienschutzzaun abzu-

grenzen (Abbildung 10). 

 
Abbildung 10: Skizze zum Verlauf des Reptilien- und Amphibien-

schutzzauns 

V3 Anpassung Beleuchtungskonzept 

Um Beeinträchtigungen von Insekten, Fledermäusen 

(insb. Langohren) und Vögeln zu vermeiden, ist die künst-

liche nächtliche Beleuchtung während der Bauzeit und 

nach Fertigstellung des Baugebietes ggf. unter 



Bebauungsplan mit Grünordnung "Kiesgrube" gemäß § 215a BauGB in Herbertingen-Marbach 
Umweltbericht 04.11.2024 
Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich 

 

 

www.lars-consult.de Seite 41 von 62 

 

Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

Anwendung technischer Möglichkeiten (Zeit- bzw. Bewe-

gungssteuerung) funktional zu gestalten und auf das mi-

nimal erforderliche Maß zu begrenzen. Es sind warm-

weiße LED, max. 3.000 Kelvin, gekoffert mit nach unten 

gerichtete Leuchtstrahlung zu verwenden. Die direkte 

bzw. indirekte Beleuchtung der außerhalb des Geltungs-

bereiches liegenden Flächen ist zu vermeiden. 

 

V4 Vermeidung von Vogelschlag 

Um Kollisionen von Vögeln an Glas zu vermeiden, sind 

bei der Planung größerer Glasflächen Maßnahmen ge-

gen Vogelschlag zu ergreifen. Mögliche Maßnahmen 

sind gemäß SCHMID et al. (2012) z.B.: 

- bauliche Maßnahmen (keine größeren Glasflächen 

im Bereich ausgeprägter Vegetation (z.B. Heckenbio-

tope), keine Eckverglasung, keine freistehenden 

transparenten Glasscheiben, keine Verwendung 

stark spiegelnder Materialien usw.) 

wirksame Markierungen gegen Vogelschlag (https://vo-

gelglas.vogelwarte.ch/downloads/files/broschue-

ren/voegel_glas_licht_2012.pdf) 

Fläche und  

Boden 

Abtrag und Boden-

bzw. Flächenversiege-

lung 

Minimierung von Versiegelung und Überbauung durch 

Festsetzungen / Hinweise des Bebauungsplans sowie 

Festlegung einer Grundflächenzahl (GRZ 0,35) und Aus-

weisung von Grünflächen. 

Nutzung bereits bestehender Verkehrsflächen für die Er-

schließung. 

Beachtung der fachlichen Vorgaben bei Bodenarbeiten, 

insbesondere ist das „Merkblatt für den Bauherrn – Bo-

denschutz bei Bauarbeiten“ zu berücksichtigen. 

Ordnungsgemäße Entsorgung eventuell anfallender 

schadstoffbelasteter Böden. 

Wasser Überdeckung, Stoffe-

inträge 

Ermöglichung der Versickerung von Niederschlägen 

durch die Verwendung von wasserdurchlässigen Belägen 

(z.B. Kies, Rasenpflaster, Schotterrasen, Sickerpflaster 

etc.) insbesondere im Bereich der Fläche für PKW-Stell-

plätze.  

Aufgrund der Geländebeschaffenheit und Topographie ist 

wild abfließendes Hangwasser aus höher gelegenen 



Bebauungsplan mit Grünordnung "Kiesgrube" gemäß § 215a BauGB in Herbertingen-Marbach 
Umweltbericht 04.11.2024 
Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich 

 

 

Seite 42 von 62 www.lars-consult.de 

 

Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

Bereichen (v.a. nach Starkregenereignissen sowie im 

Frühjahr) nicht auszuschließen. Von den Bauherren sind 

im Rahmen der Bebauung entsprechende Vorkehrungen 

zur Versickerung bzw. Ableitung von Oberflächenwasser 

zu treffen (dichte Keller, Lichtschächte, Kellerabgänge 

und Türen, ebenerdige Hauseingänge an der Hangseite 

usw.). Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers 

darf dabei nicht zum Nachteil gerade eines tieferliegen-

den Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verän-

dert werden (vgl. § 37 WHG). Das Merkblatt DWA-M 119 

(Risikomanagement in der kommunalen Überflutungsvor-

sorge — Analyse von Überflutungsgefährdungen und 

Schadenspotenzialen zur Bewertung von Überflutungsri-

siken) sowie das DWA-Themenheft T1/2013 (Starkregen 

und urbane Sturzfluten - Praxisleitfaden zur Überflu-

tungsvorsorge) sollten beachtet werden. 

Luft und Klima Überbauung, Schad-

stoffemissionen 

Minimierung der Auswirkungen auf die kleinklimatischen 

Verhältnisse durch entsprechende grünordnerische Maß-

nahmen wie z.B. die Anpflanzung von Einzelbäumen als 

Beitrag für die Frischluftzufuhr und Lufterneuerung (Ad-

sorptions- und Filtervermögen der Bäume). 

Zulassen von PV-Anlagen auf Dächern und über Stellplät-

zen gem. KlimaG BW 

Landschaft Fernwirkung Standortwahl in einem bereits vorbelasteten Bereich au-

ßerhalb attraktiver Sichtbeziehungen. 

Reduzierung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild 

durch die Festsetzung grünordnerischer Maßnahmen. 

Begrenzung der Höhe baulicher Anlagen. 

Kulturelles 

Erbe und sons-

tige Sachgüter 

Beeinträchtigung der 

kulturhistorischen Be-

deutung 

Allgemein gilt: Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäolo-

gische Fundstellen (z.B. Mauern, Gruben, Brandschichten 

o.ä.) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z.B. 

Scherben, Metallteile, Knochen), ist das Landesamt für 

Denkmalpflege beim Regierungspräsidium Stutt-

gart (Abt. 8) oder die zuständige Untere Denkmalschutz-

behörde unverzüglich zu benachrichtigen. Die Möglich-

keit zur Fundbergung und Dokumentation ist einzuräu-

men (§ 20 DSchG). 
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4.2 Eingriffsregelung  

Die geplante Bebauung stellt somit einen Eingriff in Natur und Landschaft gemäß den §§ 14 ff. 

BNatSchG dar. Gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG (2010) ist der Verursacher eines Eingriffs ver-

pflichtet, „unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen)“.  

§ 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG wertet einen Eingriff in Natur und Landschaft als ausgeglichen, „wenn 

und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederherge-

stellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestaltet ist“.  

4.2.1 Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfs  

Grundsätzlich erfolgt die Bilanzierung nach der Bewertungseinstufung bzw. Punktevergabe der „Na-

turschutzrechtlichen und bauplanungsrechtlichen Eingriffsbeurteilung, Kompensationsbewertung 

und Ökokonten, Bewertungsmodell der Landkreise Bodenseekreis, Ravensburg, Sigmaringen“. Die 

Belange des Bodenschutzes werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens entsprechend der gel-

tenden rechtlichen Voraussetzungen abgearbeitet (u. a. Arbeitshilfe „Das Schutzgut Boden in der na-

turschutzrechtlichen Eingriffsregelung“, ÖKVO), d. h. der innerhalb des Geltungsbereiches abgescho-

bene Oberboden wird entsprechend der gängigen Praxis auf geeigneten Flächen wieder aufgebracht 

(z. T. nach einer Zwischenlagerung). 

In den nachfolgenden Tabellen und Abbildungen wird die Bilanzierung der Bestandssituation sowie 

der Planung innerhalb des Geltungsbereiches dargestellt (jeweils differenziert für Biotoptypen und 

Boden). Zudem werden die Auswirkungen auf das Landschaftsbild bilanziert. Alle Zahlen wurden ge-

rundet. 

4.2.2 Eingriffsbilanzierung für das Schutzgut Landschaft 

In den Landkreisen Sigmaringen / Ravensburg / Bodenseekreis gibt es ein Bewertungsmodell zur Ein-

griffsbeurteilung und Kompensationsbewertung bezüglich des Schutzgutes Landschaftsbild und Erho-

lung. Dazu muss zunächst der Eingriffstyp bestimmt werden (vgl. Bewertungsmodell der Landkreise 

Bodenseekreis, Ravensburg und Sigmaringen, Tabelle 4). Im vorliegenden Fall handelt es sich um Ein-

griffstyp 3- „Baugebiet“ mit den zwei Wirkzonen: Wirkzone I: 0-500 m und Wirkzone II: 500-1.000 m. 

Die Raumeinheiten wurden abgegrenzt und sichtverschattende Objekte sowie die sichtverschatteten 

Bereiche und die Sichtbereiche wurden wie in Abbildung 11 dargestellt abgegrenzt. Es zeigt sich, dass 

das Baugebiet hauptsächlich aus der direkten Umgebung und (begrenzt) aus Richtung Westen und 

Norden einsehbar ist. Dies kommt dadurch zustande, dass das Plangebiet von Wällen umgeben ist 

und in einer Geländesenke liegt. Nördlich des Ortsbereiches von Marbach steigt das Gelände an, 

weshalb das Plangebiet von dort aus einsehbar sein wird. 
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Abbildung 11:  Landschaftsbildbewertung 

Der Erheblichkeitsfaktor zeigt die Intensität der Beeinträchtigung / Eingriffserheblichkeit = Verlust 

einer Raumeinheit an Eigenwert durch den Eingriff. Aufgrund existierender Vorbelastungen durch die 

aktive Kiesgrube, sichtverstellende Elemente (Gebäude, Feldgehölze, Wälle) und der abgeschirmten 

Lage des neuen Wohngebietes liegt der Erheblichkeitsfaktor zwischen 0,0 und 0,4. 

Der Wahrnehmungskoeffizient richtet sich nach dem Eingriffstyp und der geplanten Gebäudehöhe. 

Da die Gebäudehöhen im Wohngebiet auf maximal 10,5 m begrenzt sind, beträgt der Wahrneh-

mungskoeffizient in der Wirkzone I 0,1 und in der Wirkzone II 0,05 (Eingriffstyp 3, Kategorie C = bei 

relativ großen Vorbelastungen ähnlicher Art und Eingriffsobjekten bis 50 m Höhe).  

Der Kompensationsflächenfaktor wird in der Arbeitshilfe wie folgt beschrieben: „Für eine intakte Kul-

turlandschaft wird in Abhängigkeit vom Landschaftstyp im Allgemeinen mit einem Mindestflächenan-

spruch von 5 % - 20 % oder durchschnittlich 10 % für Naturschutz und Landschaftspflege gerechnet. 

Es wird deshalb angenommen, dass der durch einen Eingriff bedingte ästhetische Funktionsverlust in 

unmittelbarer Umgebung des Eingriffsobjekts nur dann einigermaßen kompensiert werden kann, 

wenn 10% der erheblich beeinträchtigten Fläche in einer ästhetischen Raumeinheit für die Durchfüh-

rung von Kompensationsmaßnahmen bereitgestellt werden kann. Der Kompensationsfaktor wird 
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deshalb im Allgemeinen mit 0,1 angesetzt“ (Quelle Naturschutzrechtliche und bauplanungsrechtliche 

Eingriffsbeurteilung, Kompensationsbewertung und Ökokonten; 2013). 

 

Tabelle 4: Berechnung des Eingriffs in das Landschaftsbild 

 Wirkzone I Wirkzone II 

Raumeinheit 1 2 4 5 1 2 4 6 

Beeinträchtigter 
Wirkraum [m²] 

6703 60.676 78.774 9.557 722 13.012 75.708 972 

Bedeutung  
Raumeinheit 

3 5 4 2 3 5 4 4 

Erheblichkeits- 
faktor 

0,3 0,4 0,3 0,0 0,3 0,4 0,3 0,3 

Wahrnehmungs- 
koeffizient 

0,1 0,1 0,1 0,1 0,05 0,05 0,05 0,05 

Kompensations- 
faktor 

0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

Ökopunkte 60 1214 945 0 3 130 454 6 

 

Der Kompensationsumfang für das Schutzgut Landschaftsbild beträgt somit 2.813 Ökopunkte. 

4.2.3 Eingriffsbilanzierung für die Biotoptypen 

Nachfolgend werden die Biotoptypen des Geltungsbereichs nach Bestand und Planung entsprechend 

der Ökokontoverordnung bilanziert.  

Da im Bereich der ehemaligen Kiesgrube ein genehmigtes städtebauliches Entwicklungskonzept vor-

liegt, wird dies für die Bestandsbilanzierung herangezogen. 
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Abbildung 12:  Städtebauliches Entwicklungskonzept zur Rekultivierung der Kiesgrube Beller in Marbach (Quelle: Gross, 

1995) 
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Biotoptypen Bestand  

 

Abbildung 13:  Biotoptypen Bestand innerhalb des Geltungsbereichs 
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Tabelle 5: Bewertung der Biotoptypen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes – Bestand 

Code  Biotoptyp 
Fläche/ 
Umfang 

Einheit Anzahl 
Wertpunkte 
pro Einheit 

Ökopunkte 

12.50 Graben 153 m²  13 1.989 

13.20 Tümpel oder Hüle 335 m²  26 8.710 

33.41 Fettwiese mittlerer Standorte 2.149 m²  13 27.937 

60.10 

Von Bauwerken bestandene Fläche 

(GRZ 0,35) zzgl. zulässiger Über-

schreitung gem. § 19 BauNVO (ins-

gesamt 0,525) 

7.923 m²  1 7.923 

60.20 Straße, Weg oder Platz 3.231 m²  1 3.231 

60.23 
Weg oder Platz mit wassergebunde-

ner Decke, Kies oder Schotter 
261 m²  2 522 

60.60 Garten 7.168 m²  6 43.009 

45.30 a 
Einzelbäume auf sehr geringwerti-

gen bis geringwertigen Biotoptypen 
50 cm 25 8 10.000 

45.30 b 
Einzelbäume auf mittelwertigen Bi-

otoptypen 
50 cm 1 6 300 

Summe  21.220 m²   103.621 

 

Nach derzeitigem Planungsstand ergeben sich 103.621 Ökopunkte für den Biotoptypenbestand im 

Geltungsbereich.  
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Biotoptypen Planung  

 

Abbildung 14:  Biotoptypen Planung innerhalb des Geltungsbereichs 
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Tabelle 6:  Bewertung der Biotoptypen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes – Planung 

Nr.  Biotoptyp 
Fläche/ 
Umfang 

Einheit Anzahl 
Wertpunkte 
pro Einheit 

Ökopunkte 

13.20 Tümpel oder Hüle 202 m²  20 4.040 

33.43 Magerwiese mittlerer Standorte 1.624 m²  21 34.104 

60.10 Von Bauwerken bestandene Fläche 7.801,5 m²  1 7.801,5 

60.21 Straße, Weg oder Platz 3.248 m²  1 3.248 

60.23 Weg oder Platz mit wassergebundener 

Decke, Kies oder Schotter 

53 m²  2 106 

60.50 Kleine Grünfläche 1.233 m²  4 4.932 

60.60 Garten 7.058,5 m²  6 42.351 

Zwischensumme Ökopunkte Planung 21.220 m²   96.583 

45.30 a 
Einzelbaum auf sehr gering bis gering-

wertigen Biotoptypen 
50 cm 55 8 22.000 

Summe Ökopunkte Planung     118.583 

 
 

Nach derzeitigem Planungsstand ergeben sich 118.583 Ökopunkte für die geplanten Biotoptypen im 

Geltungsbereich.  

Biotoptypen Bilanz 

Tabelle 7:  Bilanz der Biotoptypen innerhalb des Geltungsbereiches 

Bilanz (Bewertung Biotoptypen innerhalb des Geltungsbereiches) 

   Bestand 103.621 Ökopunkte 

 - Planung 118.583 Ökopunkte 

Überschuss 14.962 Ökopunkte 

 

Die Bilanz der Biotoptypenbewertung zeigt, dass mit der Umsetzung der Planung ein Überschuss von 

14.962 Ökopunkten verbunden ist. 
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4.2.4 Eingriffsbilanzierung für das Schutzgut Boden 

Nachfolgend werden die Bodentypen des Geltungsbereichs nach Bestand und Planung entsprechend 

der Ökokontoverordnung bilanziert. Die Bilanzierung erfolgt analog zur Biotoptypenbewertung (Be-

stand) auf Grundlage des städtebaulichen Entwicklungskonzeptes. Für die unversiegelten Bereiche, 

die im Entwicklungskonzept vorgesehen waren, wird als Gesamtbewertung 2,67 angenommen, da 

diese Bewertung für die direkt südlich angrenzende Fläche vorliegt. 

Boden Bestand 

 

Abbildung 15:  Bestandssituation innerhalb des Geltungsbereiches (Boden) 
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Tabelle 8: Bewertung des Bodens innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes - Bestand 

 Fläche in m² 
Bewertungsklasse 
Bodenfunktion* 

Wertstufe Ge-
samtbewertung 

Öko-
punkte pro 
m² 

Öko-
punkte 

Unversiegelt (Graben, 

Tümpel) 488 9 - 9 - 9 0 0 0 

Unversiegelt (Fettwiese, 

Garten) 9.317 3-2-3 2,67 10,66 99.319 

Versiegelt (von Bauwer-

ken bestandene Fläche, 

Straße) 

11.154 9 - 9 - 9 0 0 0 

Teilversiegelt (wasserge-

bundener Weg) 261 0-0-1 0,33 1,33 347 

Summe 21.220    96.666 

*AKIWAS (Ausgleichskörper im Wasserhaushalt), NATBOD (Natürliche Bodenfruchtbarkeit), FIPU (Filter-/Pufferfunktion) 

Nach derzeitigem Planungsstand ergeben sich aufgrund der Bilanzierung auf Basis des städtebauli-

chen Entwicklungskonzeptes 96.666 Ökopunkte für die Bestandsbewertung Boden im Geltungsbe-

reich.  
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Boden Planung 

 

Abbildung 16:  Planung innerhalb des Geltungsbereiches (Boden) 
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Tabelle 9: Bewertung des Bodens innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes - Planung 

 Fläche in m² 
Bewertungsklasse 
Bodenfunktion 

Wertstufe Ge-
samtbewertung 

Ökopunkte 
pro m² 

Ökopunkte 

Unversiegelt (Tümpel) 
202 9 - 9 - 9 0 0 0 

Unversiegelt (Mager-

wiese, Garten) 
8.683 3-2-3 2,67 10,66 92555,45 

Unversiegelt (kleine 

Grünfläche) 

1.233 

Abwertung um 1 

Wertstufe auf-

grund des gestör-

ten Bodens wg. 

Verfüllung 

1,67 6,66 8211,78 

Versiegelt (von Bauwer-

ken bestandene Fläche 

(überbaubare Fläche 

GRZ 0,35 zzgl. zulässi-

ger Überschreitung 

gem. § 19 BauNVO (ins-

gesamt), Straße 

11.050 9 - 9 - 9 0 0 0 

Teilversiegelt (wasser-

gebundener Weg) 
53 0-0-1 0,33 1,33 70,49 

Summe 21.220    100.837,72 

 

Nach derzeitigem Planungsstand ergeben sich 100.838 Ökopunkte für die Planungsbewertung Boden 

im Geltungsbereich.  

Boden Bilanz 

Tabelle 10:  Bilanz Bodenbewertung innerhalb des Geltungsbereiches 

Bilanz (Bewertung Biotoptypen innerhalb des Geltungsbereiches) 

   Bestand 96.666 Ökopunkte 

 - Planung 100.838 Ökopunkte 

Überschuss 4.172 Ökopunkte 

 

Die Bilanz der Bodenbewertung zeigt, dass mit Umsetzung der Planung ein Überschuss von 

4.172 Ökopunkten entsteht. 
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4.2.5 Gesamtbilanz  

In der Gesamtbilanz werden die Ökopunkte der Landschaftsbildbewertung, der Bodenbewertung und 

der Biotoptypenbewertung zusammengeführt. Diese Zusammenführung der Teilsysteme ergibt einen 

durch die im Geltungsbereich integrierte Ausgleichsfläche generierten Überschuss von 16.321 Öko-

punkten. In Abstimmung (am 23.09.2024) mit dem zuständigen Landratsamt Sigmaringen wird der 

rechnerisch ermittelte Überschuss an Ökopunkten aufgrund der Besonderheit des konkreten Sach-

verhaltes nicht auf dem gemeindlichen Ökokonto als Guthaben verbucht.  

Tabelle 11: Gesamtbilanz Ökopunkte 

Gesamtbilanz 

Biotoptypenbewertung Überschuss 14.962  Ökopunkte 

Bodenbewertung Überschuss 4.172 Ökopunkte 

Landschaftsbildbewertung Bedarf 2.813 Ökopunkte 

Summe 16.321 Ökopunkte 

 

4.3 Maßnahmen zur Kompensation der Eingriffsfolgen 

Der naturschutzfachliche Ausgleich findet innerhalb des Geltungsbereichs des gegenständlichen Be-

bauungsplanes statt, da am westlichen Rand des Geltungsbereichs im Übergang zu dem bestehenden 

Kiesweiher und der Böschung eine Ausgleichsfläche geschaffen wird. Innerhalb der Ausgleichsfläche 

wird ein Tümpel modelliert, der durch Niederschlagswasser gespeist wird. Die verbleibende Fläche 

wird aufgrund des Untergrunds (Verfüllung im Zuge der Kiesgrubenrekultivierung mit fehlendem 

Oberbodenauftrag) zu eine Magerwiese entwickelt. Teilweise fand bereits eine natürliche Begrünung 

durch Sukzession statt, diese kann durch entsprechendes Saatgut (regionale Blühwiesenmischung 

mit Kräutern) unterstützt werden. Die Magerwiese soll maximal zweimal pro Jahr ab 15. Juni gemäht 

werden und das Mahdgut muss abtransportiert werden. Eine Düngung jeglicher Art und der Einsatz 

von Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. Durch die Situierung des Tümpels im Süden des Geltungsbe-

reiches wird ein weiteres Habitat für Amphibien zwischen dem als Biotop kartiertem Kiesweiher und 

der bestehenden Kiesgrube geschaffen, das ggf. Wanderungsbewegungen zwischen diesen beiden 

Bereichen ermöglicht. 

Für den artenschutzfachlichen Ausgleich wird die CEF-Maßnahme „Anlage von lockeren Hecken mit 

Dornensträuchern und Saumstrukturen“ ca. 150 m südlich des Geltungsbereiches (siehe Abbildung 

17) umgesetzt. Um zu gewährleisten, dass die ökologische Funktion für die betroffenen Lebensstät-

ten von je einem Brutpaar des Neuntöters und der Goldammer im räumlichen Zusammenhang erhal-

ten bleiben, sind im Verhältnis 1:1 als vorgezogener Ausgleich Heckenstrukturen mit Dornensträu-

chern in Verbindung mit Saumstrukturen anzulegen (insgesamt mind. 2.380m2).  
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Abbildung 17:  Lageplan CEF-Maßnahme 
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5 Planungsalternativen 

Bereits im Entwicklungskonzept zur Nachnutzung der ehemaligen Kiesabbaufläche wurde der nördli-

che Teil der wiederverfüllten Fläche in ähnlichem Stil überplant, wie dies nun auch im Rahmen des 

gegenständlichen Bebauungsplans konkretisiert wurde. Durch die flaschenhalsartige Verengung des 

Geltungsbereichs nach Norden mit Anschluss an die Kanzacher Straße und die Aufweitung im Süden 

ist die Erschließungssituation bereits grundsätzlich vorgegeben.  

Der Geltungsbereich wird im (Nord-)Osten durch die Böschung begrenzt und im Westen durch das 

Biotop „Kiesweiher“, d.h. der Straßenverlauf wurde innerhalb dieser Spanne so optimiert, dass mög-

lichst gleichgroße Grundstücke für die Einzelhausbebauung zur Verfügung stehen. Aufgrund der be-

reits vorhandenen bzw. durch die Rekultivierung der ehemaligen Kiesabbaufläche entstandenen Ein-

grünung im Osten und Westen, musste nur noch nach Süden eine Ortsrandeingrünung geschaffen 

werden. Unter der Voraussetzung, attraktiven Wohnraum für Familien zu schaffen, ist diese Pla-

nungsvariante mit Einzelhäusern und größeren Gärten sinnvoll. Alternativ hätte der Bereich durch 

die geringe Einsehbarkeit auch dichter bebaut werden können, um mehr Wohnraum zu schaffen. Die 

etwas lockere Bebauung fügt sich in den Ortscharakter von Marbach jedoch besser ein und es wer-

den insgesamt 21 neue Wohnhäuser geschaffen. 

Die im Planteil aufgezeigte Lösung wurde gestalterisch und hinsichtlich ihrer Nutzung und Erschlie-

ßung als die sinnvollste erachtet. Günstigere Alternativen mit einem geringeren Eingriff in Natur und 

Landschaft drängen sich bei gleichzeitiger Einhaltung des Planungszieles nicht auf. 

C ZUSÄTZLICHE ANGABEN ZUR PLANUNG 

6 Methodik und technische Verfahren  

Die Analyse und Bewertung der Schutzgüter erfolgte verbal-argumentativ mithilfe einer vierstufigen 

Skala (gering, mittel, hoch, sehr hoch).  

Die Beurteilung bzw. Abschätzung der Umweltauswirkungen des Vorhabens basiert im Wesentlichen 

auf den bisher vorliegenden Angaben der Fachbehörden, den Einschätzungen des Verfassers sowie 

auf folgenden Datengrundlagen und Fachgutachten: 

- Aussagen Regionalplan 

- Aussagen Flächennutzungsplan 

- Aussagen Entwicklungskonzept zur ehemaligen Kiesabbaugenehmigung, Gross, 1995 

- Baugrundgutachten, Dr. Lindinger, Weingarten, März 2020 

- Schalltechnische Untersuchung, em plan, Augsburg, 28.07.2023  
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- Lufthygienische Untersuchung, em plan, Augsburg, 23.07.2023 

- faunistische Erfassungen / saP, LARS consult GmbH, Stand 07.02.2023 

7 Schwierigkeiten bei der Bearbeitung  

Für die zu untersuchenden Belange liegt weitgehend eine Informationsgrundlage vor, mithilfe derer 

das gegenständliche Vorhaben ausreichend eingeschätzt und bewertet werden kann.  

8 Maßnahmen zur Überwachung  

Grundsätzlich sollte die ordnungsgemäße Durchführung der Vermeidungs-, Minimierungs- und Aus-

gleichsmaßnahmen, die zu einem späteren Zeitpunkt evtl. (zusätzlich) auftretenden Umweltauswir-

kungen sowie auch die Wirksamkeit der grünordnerischen Maßnahmen einer Überwachung unterzo-

gen werden. 

Sinnvoll ist weiterhin die regelmäßige Überprüfung der Funktionalität der Ausgleichsflächen und Aus-

gleichsmaßnahmen sowie die entsprechende Pflege der Flächen zum Erhalt ihrer ökologischen Wirk-

samkeit.  

Gemäß § 4 (3) BauGB unterrichten die Behörden die Gemeinde nach Abschluss des Verfahrens zur 

Aufstellung des Bebauungsplans, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnissen die Durchfüh-

rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die 

Umwelt hat. 

Darüber hinaus ist während der Umsetzung der Planung seitens der Stadt Mengen zu überwachen, 

ob unvorhergesehene und im Rahmen des gegenständlichen Umweltberichts noch nicht berücksich-

tigte Umweltauswirkungen auftreten. Werden derartige Veränderungen festgestellt, so sind die zu-

ständigen Behörden beim Landratsamt Sigmaringen hiervon in Kenntnis zu setzen und Maßnahmen 

zur Minimierung zu entwickeln. 

9 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Auf den Grundtücken mit den Flurnummern 929/2*, 929/3*, 925* und 926* (*Teilfläche) der Gemar-

kung Marbach soll ein allgemeines Wohngebiet (WA) entwickelt werden, das eine Fläche von ca. 

2,12 ha einnimmt. Das geplante Wohnbaugebiet liegt am südöstlichen Ortsrand von Marbach auf ei-

ner ehemaligen Kiesabbaufläche, die bereits wiederverfüllt und rekultiviert wurde. Mit der Aufstel-

lung des Bebauungsplanes soll das mit Bescheid des Landratsamtes Sigmaringen (zuletzt geändert am 

25.11.2019) im Rekultivierungsziel festgelegte städtebauliche Entwicklungskonzept weiter konkreti-

siert und bauplanungsrechtlich umgesetzt werden und damit die Voraussetzungen für die Entwick-

lung von dringend erforderlichem Wohnraum geschaffen werden. Das neue Wohngebiet wird über 
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die Kanzacher Straße (L 282), zwischen den Flurstücken mit den Nummern 99 und 930 (Hausnummer 

10 und 16), erschlossen. 

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine nach Bundes- oder Landesrecht ausgewiesenen 

Schutzgebiete wie z.B. Waldschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmale oder Natur-

schutzgebiete. Auch finden sich keine Natura-2000-Gebiete, die nach europäischem Recht nach der 

Fauna-Flora-Habitat- (FFH) Richtlinie, bzw. der Vogelschutzrichtline („Europäische Vogelschutzge-

biete“ und „Besondere Schutzgebiete“) geschützt sind. Das Plangebiet liegt auch außerhalb des Na-

turparks „Obere Donau“. 

Westlich des Geltungsbereiches liegen die amtlich kartierten Biotope „Feldgehölz hinter der Kirche“ 

(Nr. 179224370803) und „Kiesweiher am Südrand von Marbach“ (Nr. 179224376511). Die „Feldge-

hölze hinter der Kirche“ liegen außerdem innerhalb des landesweiten Biotopverbunds trockener 

Standorte (Kernfläche in ca. 20 - 40 m Entfernung). Nach derzeitigem Kenntnisstand sind keine er-

heblichen Auswirkungen auf die Biotope zu erwarten. 

In Tabelle 12 sind die projektbedingten Auswirkungen - differenziert für die einzelnen Schutzgüter in 

geringe, mittlere und hohe Beeinträchtigungsintensitäten - unter Berücksichtigung der Maßnahmen 

zur Vermeidung und Verminderung zusammengefasst. 

Tabelle 12:  Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung  

Schutzgut  Bestand Auswirkungen Ergebnis 

baubedingt anlage- und betriebsbedingt 

Mensch und 

menschliche Ge-

sundheit  

gering gering mittel gering-mittel 

Tiere, Pflanzen und 

die biologische Viel-

falt  

mittel-hoch mittel mittel mittel 

Fläche  gering gering gering gering 

Boden  gering gering gering gering 

Wasser  gering gering gering gering 

Luft und Klima  gering gering gering gering 

Landschaft gering- 

mittel 

gering gering gering 

Kulturelles Erbe und 

sonstige Sachgüter  

gering gering gering gering 
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Bei den meisten Schutzgütern ergeben sich durch die Planung nur geringe oder mittlere Auswirkun-

gen auf die Umwelt. Mittlere Auswirkungen sind nur beim Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologi-

sche Vielfalt zu erwarten, da der Geltungsbereich zwischen höherwertigen Habitaten liegt und als 

Nahrungshabitat dient. Durch die Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen werden die Auswir-

kungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt reduziert. 

Um die projektbedingt verursachten Auswirkungen auf die europarechtlich geschützten Arten ab-

schätzen zu können, wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) durchgeführt, die zu 

folgenden Ergebnissen kam: 

Die Siedlungsgrenze verlagert sich durch das geplante Vorhaben nach Süden und somit näher an die 

bestehenden Brutreviere des Neuntöters und der Goldammer heran. Dadurch ist mit Beeinträchti-

gungen in Form von visuellen und akustischen Störungen zu rechnen, welche diese Arten zur Aufgabe 

ihrer aktuellen Brutreviere veranlassen können. Ein Verlust von Lebensstätten i. S. v. § 44 BNatSchG 

Abs. 1 Nr. 3 ist daher anzunehmen und in vorgezogener Form auszugleichen (CEF1). 

Im Norden und Osten grenzt der Geltungsbereich unmittelbar an Gehölze, die von allgemein häufi-

gen Vogelarten zur Brut genutzt werden. Bauarbeiten und die damit verbundenen visuellen und 

akustischen Störungen in unmittelbarere Nähe dieser Gehölze und des Lärmschutzwalls (Brutreviere 

des Neuntöters und der Goldammer) können während der Brutzeit zur Brutaufgabe und somit zur 

Tötung von Individuen bzw. Entwicklungsstadien führen (§ 44 BNatSchG Abs. 1 Nr. 1). Diese Beein-

trächtigungen sind zu vermeiden (V1). 

Bei der Erschließung, der Baufeldfreimachung und dem Bau von Wohngebäuden entstehen Rohbo-

denstandorte, Wasseransammlungen und Ruderalflächen, die ggf. von der Zauneidechse, der Kreuz-

kröte und anderen pionierbesiedelnden Arten besiedelt werden können. Ein Einwandern und die dar-

aus resultierende mögliche Tötung von Individuen (§ 44 BNatSchG Abs. 1 Nr. 1) durch Erd- und Fahr-

zeugbewegungen ist durch die Errichtung eines Reptilien- und Amphibienschutzzauns zu vermeiden 

(V2). 

Um Beeinträchtigungen der vorkommenden Fledermäuse, insbesondere lichtscheuen Arten wie die 

nachgewiesene Gattung der Langohren sowie Insekten zu vermeiden, ist das Beleuchtungskonzept 

anzupassen (V3). 

Der östlich gelegene Lärmschutzwall, die ökologische Vorrangfläche im Süden und die Biotopflächen 

im Westen werden von Singvögeln intensiv zur Nahrungssuche und zur Brut genutzt, was ein hohes 

Aufkommen dieser teils gefährdeten Arten und regelmäßige Transferflüge durch das geplante Wohn-

gebiet im Umfeld des Geltungsbereiches nach sich zieht. An großen Glasfronten und -fassaden, frei-

stehenden Glaskörpern sowie Eckverglasungen kann es durch die Spiegelung von Vegetation ver-

mehrt zu Kollision dieser Arten mit Glasscheiben kommen. Übermäßiger Vogelschlag ist durch geeig-

nete Maßnahmen zu vermeiden (V4). 

Unter Berücksichtigung dieser Maßnahmen steht dem Vorhaben aus artenschutzfachlicher Sicht nach 

derzeitigem Kenntnisstand nichts Grundsätzliches entgegen. 
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Die geplanten Baumaßnahmen stellen einen Eingriff in die Natur und die Landschaft gemäß § 14 

BNatschG bzw. § 14 NatSchG BW dar. Nach § 1 a Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) sind die Vermeidung 

und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft in der bauleitplanerischen 

Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen.  

Grundsätzlich erfolgt die Bilanzierung nach der Bewertungseinstufung bzw. Punktevergabe der „Na-

turschutzrechtlichen und bauplanungsrechtlichen Eingriffsbeurteilung, Kompensationsbewertung 

und Ökokonten, Bewertungsmodell der Landkreise Bodenseekreis, Ravensburg, Sigmaringen“. Die 

Belange des Bodenschutzes werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens entsprechend der gel-

tenden rechtlichen Voraussetzungen abgearbeitet (u. a. Arbeitshilfe „Das Schutzgut Boden in der na-

turschutzrechtlichen Eingriffsregelung“, ÖKVO). Da im Zuge des Abbauantrages für den Kiesabbau 

„Kiesgrube Marbach, Firma Beller“ bereits ein städtebauliches Konzept (Gross, 1995) entworfen und 

als Grundlage für die Rekultivierungsplanung genehmigt wurde, wurde dieses städtebauliche Kon-

zept als Bestand bei der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung angenommen. Aufgrund dessen und durch 

die Herstellung einer Ausgleichsfläche (Tümpel und Magerwiese) am westlichen Rand des Geltungs-

bereiches ergibt sich ein Ökopunkteüberschuss von 16.321 Ökopunkten. Als Ergebnis der Bilanzie-

rung kann also festgehalten werden, dass vorbehaltlich der Zustimmung durch die zuständige Untere 

Naturschutzbehörde der projektbedingt verursachte Eingriff somit vollständig kompensiert werden 

kann. In Abstimmung (am 23.09.2024) mit dem zuständigen Landratsamt Sigmaringen wird der rech-

nerisch ermittelte Überschuss an Ökopunkten aufgrund der Besonderheit des konkreten Sachverhal-

tes nicht auf dem gemeindlichen Ökokonto als Guthaben verbucht.   
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